Das Bermächinis der ſudelendeulſchen 

Märzgefallenen, der Opfer für das 

Recht der Völker auf Selbſibeſtimmung 
Von Karl Hans Strobl. 


Wenn wir in den Märztagen unſerer Heimat gedenken, 
10 geſchieht es mit einem tiefen, bangen Gefühl von 
Trauer, noch ſchmerzlicher, als ſonſt unſere Gedanken ſind, 
wenn ſie ſich der Bedrängnis der Heimat zuwenden. 

Unſere Seelen haben ſchwarze Kleider angelegt, unſere 
Herzen ſind voll wehmütiger Anklage und ſich aufbäu⸗ 
mender Empörung, denn wir wandern zu Gräbern teuerer 
Toten, deren unſchuldiges Blut am 4. März 1919 von 
der Gewalt vergoſſen worden iſt und das noch keine Sühne 
gefunden hat. 

Es iſt ein Allerſeelentag unſeres Volkes, ein Tag des 
Gedächtniſſes an die Märtyrer Sudetendeutſchlands, ein 
Trauertag, der unſere Gemüter in dieſen Vorfrühlingstagen, 
da alles der Erneuerung des Lebens entgegendrängt, mit 
der trüben Wolkenlaſt eines Novemberhimmels bedrückt. 

Wenn wir die Gräber unſerer Toten beſuchen, ſo pflegen 
wir, dem Gewühl des Alltags uns entreißend, ernſter als 
ſonſt der Vergänglichkeit alles Irdiſchen nachzuſinnen, und 
wahrlich, auch das ſudetendeutſche Volk hat allen Anlaß, 
an dieſem ſeinem Totengedenktag im März einige Fragen 
an das Schickſal zu richten und ſich mit ihm auseinander⸗ 
zuſetzen. 

Alles Leben iſt von Ewigkeit und hat Ewigkeit in ſich. 
Wie könnte es anders ſein, da es ja ein Teil der Ewigkeit 
iſt und der Teil doch keine andere Beſtimmung haben kann 
als das Ganze. Aber erſcheint der Tod dann nicht ſinnlos, 
wenn wir an die Unvergänglichkeit des Lebens glauben? 
Nein, der Tod iſt keine grauſame Sinnloſigkeit des ewigen 
Geſetzes. Wohl vernichtet er die gegenwärtige Erſcheinungs⸗ 
form des Lebens, er reißt die breite Wunde der Trauer 
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genommen wird, aber wir brauchen ihn nur nicht als ein 
Ende anzuſehen, ſondern als eine Verwandlung, um ſeinen 
Sinn zu erkennen. 

Der Sinn des Todes iſt, das Leben an ſeine Pflichten 
gegen ſich ſelbſt zu mahnen, ihm ſeine Aufgaben vor Augen 
zu ſtellen. 

Der Sinn jedes Todes iſt ein Vermächtnis an das Leben. 

So iſt auch der Sinn des Todes unſerer Märzgefällenen 
ein Vermächtnis an das Leben unſeres Volkes, an das 
Leben unſerer Heimat, der bedrängten, mit Blut bedeckten 
Scholle, der wir entſproſſen ſind. 

Und wir können das Gedächtnis unſerer Toten nicht 
beſſer ehren, als indem wir verſuchen, dieſes Vermächtnis 
zu erkennen und die Erbſchaft anzutreten, die ſie uns 
hinterlaſſen haben. 

Darum wollen wir zunächſt einen klaren und unbeirrbaren 
Blick auf die Lage von heute richten, vor allem auf das 
Werden des Staates, durch deſſen Maſchinengewehre und 
Bajonette jene Opfer gefallen ſind, um aus dem, was iſt 
und wie es ward, vielleicht abzuleſen, was wird, aus 
Vergangenheit und Gegenwart vielleich etwas von der Zus 
kunft zu enträtſeln und den Sinn der Geſchichte unſeres 
Volkes zu ergründen. 

Denn das Weltgeſchehen ſetzt nicht ſprunghaft von Punkt 
zu Punkt, von Ueberraſchung zu Ueberraſchung, es wird 
nicht vom Zufall getrieben, ſondern es hat ſeine eigene 
ihm innewohnende, unbeirrbare Logik. 

Und da gilt es nun zunächſt zu erkennen, daß dieſe 
Logik ſtark genug iſt, das ihr Widerſprechende zu zer⸗ 
ſtören. Es kann ſich wohl einmal im Verlauf des Geſchehens 
eine ſeltſame Laune des Geſchickes durchſetzen, es kann ein 
verſchrobenes, abſonderliches Gebilde entſtehen, begünſtigt. 
von einem Zuſammentreffen verſchiedener Umſtände, aber 
es wird niemals von langer Dauer ſein. Freilich vürfen 
wir bei dem Wort „Dauer“ nicht die kleinen Maßſtäbe 
unſeres Menſchendaſeins anlegen, ſondern müſſen mit den 
größeren Zeiträumen der Geſchichte rechnen lernen, bei der 
auch ein Jahrhundert nur eine kurze Spanne iſt. 

Trotzdem, mag ein ſolches Gebilde, das der Logik des 
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Jahrhunderte beſtehen: es gilt der Satz, daß es nicht von 
Dauer ſein kann. 

Ein ſolches unlogiſches Gebilde war das Reich der Byzan⸗ 
tiner, das mit den größten äußeren Machtanſprüchen die 
größte innere Schwäche vereinigte. Es mußte zugrunde 
gehen. Ein ſolches war das Spanien Karls V. und ſeiner 
Nachfolger, das ſeine ungeheuren Ländergebiete in der neuen 
Welt nur dazu erworben zu haben ſcheint, um ſeine Adern 
mit Gold zu vergiften. Es mußte zugrunde gehen. Unlogiſche 


Gebilde waren das Reich der Goten in Italien, das die 


Söhne des Nordens auf den weichlichen Boden Welſchlands, 
und das Reich der Vandalen, das ſie gar unter die heiße 
Sonne Afrikas verpflanzte. Sie mußten zugrunde gehen. 


Mißgeburten der Natur haben ſelten ein langes Leben 
und auch die Mißgeburten der Geſchichte tragen von vorne⸗ 
herein den Keim des Todes in. ſich. 

Eine ſolche Mißgeburt der Geſchichte iſt der Staat, den 
der Vertrag von St. Germain errichtet und dem er unſere 
ſudetendeutſchen Landsleute ausgeliefert hat. 

Es gibt aber zweierlei Unlogik im Weltgeſchehen, eine 
äußere und eine innere, und wenn ſchon eine von ihnen 
genügt, das Gebilde zu vernichten, das ſie in ſich trägt, 
ſo kann dieſem Staat keine lange Dauer beſchieden ſein, 
denn er iſt durch beide gebrandmarkt, die äußere Unlogik, 
die der Geſtalt, und die innere, die des Inhaltes oder des 
Sinnes. 

Um die äußere Unlogik, die der Geſtalt, zu erkennen, 
brauchen wir bloß einen Blick auf die Landkarte zu werfen. 
Was in aller Welt ſoll dieſes monſtröſe Gebilde, das da 
mitten in Europa langgeſtreckt von Weſten nach Oſten ſich 
hinzieht, mit einem mächtigen Waſſerkopf, dem Königreich 
Böhmen, und einem immer dünner werdenden Leib, der 
ſich in den Wäldern der Karpathen verliert? Es hat die 
Geſtalt eines Lindwurmes, eines Drachen, aber, ſo fürchter⸗ 
lich er ſich gebärdet, er iſt doch nur vom Geſchlechte jener 
Drachen im Märchen, denen ſchließlich ihre Schätze oder 
die Königstochter, die ſie bewachen, doch entriſſen werden. 
Jeder Drache hat ein Herz, das von einem tapferen Schwert 
getroffen werden kann, und jeder Lindwurm hat zuletzt 
doch ſeinen Siegfried gefunden. Jeder Geograph wird ſagen, 
daß dieſer Drache eine geographiſche Unmöglichkeit, und 
jeder Stratege wird hinzufügen, daß er eine ſtrategiſche 
Unmöglichkeit iſt. 

Das iſt die äußere Unlogik, die geographiſche, wirtſchaft⸗ 
liche und ſtrategiſche. Ihr aber geſellt ſich die zweite, nicht 
minder wichtige, ja noch wichtigere, die innere: die des 
Inhaltes oder des Sinnes jenes Gebildes. Man könnte 
ſagen, daß dieſe Frage die Frage nach der ſittlichen Grund⸗ 
lage des Staates bedeutet. Es wird vielleicht der Eine 
oder der Andere ſagen, Geſchichte und Politik hätten nichts 
mit Sittlichkeit zu tun. Und das iſt auch in der Tat die 
landläufige Ausrede jener Politiker, denen es unbequem 
wäre, ihr Verhalten vor dem Richterſtuhl der Moral recht⸗ 
fertigen zu ſollen. Aber ſchon unſer großer Philoſoph Kant 
hat es gewagt zu behaupten, daß eine wahre, das Wert⸗ 
beſtändige anſtrebende Politik ohne Sittlichkeit nicht aus⸗ 
kommen könne. Und wir ſehen in der Tat, daß eine Politik, 
die auf der Lüge aufgebaut iſt, keinen dauernden Beſtand 
haben kann. Die Lüge tötet ihre eigenen Kinder. 

Und wo gäbe es einen Staat, der auf größeren, gröberen, 
unverſchämteren Lügen aufgebaut wäre, als der Staat, der 
unſeren ſudetendeutſchen Brüdern zum Gefängnis geworden 
it? Fälſchungen aller Dokumente, Akten, Memoranden, auf 
Grund deren er zu St. Germain von den Friedensdiktatoren 
geſchaffen wurde! Lüge alle Verſprechungen von Selbſt⸗ 
beſtimmungsrecht und Gleichberechtigung! Wahrlich, wenn 
je ein Staat durch Verbrechen gegen die Moral entſtanden 


iſt, jo iſt es dieſer. Und wenn je ein Staat von Geburt 
den Keim der Vernichtung in ſich trägt, ſo iſt es dieſer. 

Dieſer Staat iſt alſo voll von äußerer und innerer 
1 und darum von vorneherein zum Untergang ver— 
urteilt. 

Das wiſſen aber ſeine Gründer, ſeine Regierer, ſeine 
Nutznießer nur zu genau und deshalb dieſe Angſt vor 
dem freien Wort, deshalb dieſes Geſetz zum Schutze der 
Republik, deshalb dieſe Bemühungen, die Welt zu täuſchen. 
Wie der Verbrecher, wenn ſeine Tat einmal begangen iſt, 
aus dem Selbſterhaltungstrieb heraus alles anwenden muß, 
um ſich und ſeine Beute zu retten, ſo müſſen die Macht⸗ 
haber diefes Staates alles tun, um die Beute aus dieſem 
Verbrechen an dem deutſchen Volk in Sicherheit zu bringen 
und die öffentliche Meinung hinters Licht zu führen. 

Es fragt ſich, was will dieſer Staat? Und die Antwort 
muß lauten: er hat gar keine Willensfreiheit mehr, wie 
der Verbrecher keine hat, er muß wollen, ſein Wille iſt 
ihm zwangsläufig vorgeſchrieben. 

Und was iſt dieſer Wille, der ihm durch ſeine doppelte 
Unlogik vorgeſchrieben iſt? Schon die äußere Unlogik ſeiner 


geographiſchen und ſtrategiſchen Formung zwingt ihn, ſich 
bis an die Zähne zu bewaffnen, um auf alle Möglichkeiten 
vorbereitet zu ſein. Aber ſchon dabei iſt etwas faul, dieſe 


Rüſtung hat ihre ſchwache Stelle. Denn ein großer Teil, 
und man kann wohl ſagen der beſte, ſeiner Wehrmacht iſt 
deutſchen Blutes und deutſcher Sprache, ſtammt aus jenem 
Volk, das tagtäglich verhöhnt und ſeines Rechtes beraubt 
wird. Und mit der Bangigkeit eines ſchlechten Gewiſſens 
jagen ſich die heutigen Machthaber, daß ſie ſelbſt ein Beiſpiel 
gegeben haben, wie man es zu machen hat, wenn man für 
einen verhaßten Staat kämpfen ſoll. Ich bin ferne davon, 
den Tſchechen Verrat vorzuwerfen, weil ſie das Glück und 
die Zukunft ihres eigenen Volkes, trotz der Gefahr, die 
ihnen bei einem anderen Ausgang des Krieges drohte, höher 


geſtellt haben als den Beſtand der Monarchie, in der ſie 


nur widerwillig verharrten. Ich will zes gelten laſſen, daß 
ſie ſich auf die Seite unſerer Feinde ſchlugen. Aber das 
deutſche Volk muß daraus das Recht ableiten dürfen, im 
inen Fall das Gleiche zu tun und dieſem Beiſpiel zu 
olgen. 

Das ſagen ſich die Tſchechen ſelbſt, daß ſie verloren ſind, 
wenn wir endlich von ihnen lernen, und darum kann — 
ich ſage es mit allem Nachdruck — ihr Ziel zwangsläufig 
nichts anderes ſein, als die Vernichtung des Deutſchtums, 
ſeine allmähliche Aufſaugung und Ausrottung. Da ſie es 
innerhalb ihres Staates nicht ſo befriedigen können und 
wollen, wie es den Anſpruch erheben darf, müſſen ſie 
daran denken, es aus der Welt zu ſchaffen. 

Darauf laufen alle Maßnahmen hinaus und daran ändern 
auch alle Phraſen von Verſöhnung nichts, die von den 
Deutſchen nur allzu leicht geglaubt werden. Gegen niemand 
iſt der Betrüger mißtrauiſcher als gegen den, den er be 
trogen hat, niemand haßt der Lügner mehr als den, der 
von ihm belogen worden iſt. Und da die Tſchechen nur zu 
genau wiſſen, daß ihr Staat auf einer Lüge gegen die 
Deutſchen und gegen alle Welt beruht, können ſie ſich nicht 
früher zufrieden geben, als bis die letzten Söhne des ver⸗ 
gewaltigten Volkes ihres Volkstums beraubt ſind. Damit 
wäre dann nach der Logik dieſer Unlogik die Unmoral 
dieſes Staates in Moral übergeführt und beſeitigt. 

Bis dahin aber die liebliche Melodie der Ausſöhnung und 
Verſtändigung, unter deren Klängen ſie die alten Methoden 
fortſetzen. Ich wäre der Letzte, einer ſolchen Ausſöhnung 
zu widerraten, wenn ſie ernſt und aufrichtig gemeint wäre, 
aber ſie kann es nicht ſein, ſie iſt nichts anderes als ein 
Betäubungstrank und ein Schlafmittel, dem nur allzu viele 
verfallen. 


Da wir dieſes klar erkannt haben, jo erhebt ſich die 
Frage, was iſt zu tun? 

Widerſtand zu leiſten, erfolgreichen Widerſtand, iſt in 
unſerem Zeitalter der Organiſation nicht anders möglich 
als durch eine möglichſt ſtraffe Zuſammenfaſſung aller Kräfte. 

Unſere ſudetendeutſchen Brüder im tſchechoſlowakiſchen 
Staat laſſen es ſowohl an einer Erkenntnis ihrer Lage 
als der Notwendigkeit einer ſolchen Zuſammenfaſſung noch 
gar ſehr fehlen und zerſplittern ſich nach böſer deutſcher 
Urſitte in unzählige Parteien und Parteichen, an deren 
Feuerlein einzelne ihre Süpplein kochen. . 

Da ift es der Sudetendeutſche Heimatbund, der als eine 
weitverbreitete Zuſammenfaſſung der Heimatgenoſſen das 
Beiſpiel dafür geben will, was zu tun iſt. Hier ſind Männer 
und Frauen aller Stände, aller Parteien geeinigt durch 
den einen Gedanken liebender Sorge um die Heimat, dunch 


die innigen Wünſche für ihr Gedeihen und ihre Zukunft 


und für den Beſtand unſeres Volkstums. An unſerem 
Beiſpiel ſoll ſich die Zuverſicht unſerer Brüder jenſeits 
der bajonettſtarrenden Grenzen erheben, wir wollen die 
Unbeirrbaren ſein, die ſich durch keine Maske täufchen 
laſſen, die Schatzhalter des Glaubens an ein beſſeres Einſt. 

Es geht nicht nur allein um die 3½ Millionen Deutſcher 
in den Sudetenländern, ſondern auch um den Beſtand 
Deutſchöſterreichs. Tſchechiſcher Größenwahn hat längſt auch 
Oeſterreich aufgeteilt und tſchechiſche Begehrlichkeit greift 
werktätig nach Oberöſterreich über und erwirbt dort Beſitz. 

Ich möchte nochmals auf das Vermächtnis unſerer 
Märzgefallenen zurückkommen: Es iſt das Vermächtnis 
unſerer Toten, daß wir uns klar darüber werden, worauf 
wir uns gefaßt zu machen haben und wie wir uns rüften 
müſſen, ungetäuſcht durch die Lüge, von der jener Staat 
vergiftet iſt. Das iſt der Sinn des Todes jener in der 
Heimat hingemordeten Brüder und Schweſtern, daß wir 
das Leben des Volkes nach dieſer Erkenntnis zu geſtalten 
haben. 

Und wie es Märtyrer aus dem ganzen Volk geweſen 
ſind, aus allen Ständen, aus allen Lebensaltern, aus beiden 
Geſchlechtern, ſo mag ihr Tod dazu führen, auch das ganze 
Volk wieder zu einigen in dem Gedanken der Heimat und 
dem Schwur, an ihrer Freiheit mitzuwirken. 

Ein Allerſeelentag iſt dieſer Tag des Gedächtniſſes, ein 
Bußtag, an dem wir in uns gehen und erkennen, was zu 
ändern und was zu tun iſt. 

Wenn wir jeder einzelne dieſe innere Wandlung durch⸗ 
gemacht haben, 

wenn ſie das ganze Volk ergriffen hat, 

wenn wir uns klar darüber ſind, daß es um Sein oder 
1 eines der wertvollſten Teile des deutſchen Volkes 
geht, 

wenn wir uns bereit halten, mit der Seele und der 
Fauſt, in der ſicheren Zuverſicht auf die Gerechtigkeit Gottes, 
die ſich den Menſchen als Logik der Geſchichte offenbart — 

dann wird ein Tag der Sühne für die Gefallenen der 
Märztage 1919 kommen. j 


Das Recht der Völker und das Recht 
der Staaten. 


Von Martin Karner. 


Als Wilſon das Recht der Völker, ihr Schickſal, ihr 
ſtaatliches Innenleben ſelbſt zu beſtimmen, verkündete, als er 
feierlich dagegen Verwahrung einlegte, daß Völker und 
Völkerteile wie willenloſe Figuren auf dem politiſchen Schach⸗ 
brett hin⸗ und hergeſchoben werden, verkündete er damit 


nicht etwas Neues, ſondern prägte mit dem Selbſtbeſtim⸗ 
mungsrechte nur eine andere Formel für alle die Beſtre⸗ 
bungen, die ſchon vor 150 Ihren vorhanden waren und einen 
ſcharf umriſſenen Ausdruck 1776 durch den Kongreß von 
Philadelphia in der Unabhängigkeitserklärung Nordamerikas 
fanden. Man berief ſich dort ausdrücklich auf das Recht der 
Völker, „eine verderbliche Regierungsform abzuändern oder 
abzuſchaffen und eine neue Regierung einzuſetzen, die für 
die Sicherheit und Wohlfahrt eines Volkes am erſprießlichſten 
ſei“. Die Erhebung Nordamerikas gegen die engliſche Staats⸗ 
macht fand in dieſem Grundſatz ihre rechtliche Begründung. 

Ebenſo iſt das ganze 19. Jahrhundert von dieſem Gedanken 
erfüllt. Die gewaltigen Umwälzungen, Revolutionen und 
Kriege Europas in dieſem Jahrhundert werden faſt durch⸗ 
wegs vom Kampfe des Selbſtbeſtimmungsrechtes gegen die 
aus rein ſtaats⸗ und fürſten rechtlichen Anſchauungen er⸗ 
floſſenen Beſtimmungen des Wiener Kongreſſes von 1815 
hervorgerufen. Was iſt der Kampf der Balkanvölker gegen 
die Türkei anderes als der Wunſch und Wille gegenüber 
dem türkiſchen Staate, ihr Recht auf ſtaatliches Eigenleben 
zu erkämpfen, alſo ein Kampf um das Selbſtbeſtimmungs⸗ 
recht? Derſelbe Gedanke liegt dem Aufſtande Belgiens gegen 
Holland, Polens gegen Rußland, den Kriegen der Italiener 
und des deutſchen Volkes zugrunde, führte zur Sprengung 
überlieferter und veralteter Staatsformen, zur Gründung 
von Nationalſtaaten wie zur Aenderung alter Verfaſſungs⸗ 
formen. Es löſte ſich Belgien von Holland, im Anfange des 
20. Jahrhunderts Norwegen von Schweden, es entſtanden 
die Balkanſtaaten, das Königreich Italien und das Deutſche 
Reich. 

Freilich fand der Gedanke des Selbſtbeſtimmungsrechtes 
während des 19. Jahrhunderts faſt nirgends feine volle Er⸗ 
füllung. Alte, aus früheren Jahrhunderten ſtammende, auf 
ganz anderen Grundſätzen aufgebaute Staatsformen ſtanden 
hindernd im Wege und bewieſen noch hinreichend Wider⸗ 
ſtands⸗ und Lebenskraft, das Recht der Völker der Gewalt 
dieſer alten Staaten unterzuordnen. 

Die Staaten Europas, die in das 19. Jahrhundert ein⸗ 
traten, waren auf ganz anderen Grundlagen und unter einer 
ganz anderen Betrachtungs⸗ und Denkweiſe entſtanden, als 
ſie das 19. und 20. Jahrhundert ſchaffen will. Sie erreichten 
ihr damaliges Staatsgebiet aus einer reinen Macht⸗ und 
Eroberungspolitik. Die Länder wurden zuſammenerobert, 
zuſammengeraubt oder zufammengeerbt, wie es die augen⸗ 
blicklichen Machtmittel, die Gunſt der politiſchen Lage 
erlaubte. Die Einwohner der Länder ſpielten dabei faſt gar 
keine Rolle. Die Völker waren das Inventar, das mit den 
Ländern mitübernommen wurde, ohne jemals gefragt zu 
werden. Es war das Zeitalter der Kabinettspolitik und 
Kabinettskriege, wo Völker und Volksteile tatſächlich wie 
willenloſe Figuren auf dem politiſchen Schachbrette hin 
und hergeſchoben wurden. Die Blütezeit dieſer Einſtellung 
und Denkart war das 17. und 18. Jahrhundert. Alle die 
Staaten, welche in das 19. Jahrhundert eintraten, tragen 
die Merkmale dieſer Entwicklung. Ein Muſterbeiſpiel iſt 
Oeſterreich⸗Ungarn. Es wurde geſchaffen durch die Groß⸗ 
machtpolitik der Habsburger, die möglichſt viele Länder, 
ſogar weit entlegene, wie Belgien, in ihren Händen zu 
vereinigen ſuchten. Daß ſich unter den in dieſer Art zu⸗ 
ſammengeſchweißten Ländern, beſonders wenn ſie benach⸗ 
bart waren, von ſelbſt wirtſchaftliche Beziehungen ent⸗ 
wickelten, die wieder zu neuen Bindungen führten, war eine 
ſelbſtverſtändliche Folge fortſchreitender Entwicklung, fie 
änderte nichts an dem Weſen der Entſtehung dieſes Reiches, 
war aber den Habsburgern eine hochwillkommene Bindung 
der ſo verſchiedenartigen Länder und Völker. Dasſelbe Bild 
zeigt das zariſtiſche Rußland, deſſen buntes Völkergemiſch 
unter der Zarenherrſchaft möglichſt von der großruſſiſchen 


Schichte überdeckt und jo uniformiert werden ſollte; dasſelbe 
Bild zeigt England, das Irland vergewaltigte, denſelben 
Charakter tragen die Raubkriege Ludwig XIV. und die 
napoleoniſchen Staatenſchöpfungen. Daß ſolche Schöpfungen 
möglich waren, erklärt ſich aus der völligen politiſchen 
Unreife der mißhandelten, leibeigenen Völker, der daraus 
ſpringenden Ohnmacht gegenüber der übermächtigen Staats⸗ 
maſchine. Die Völker Europas befanden ſich damals in der 
Behandlungsart der jetzigen auf niedrigerer Kulturſtufe 
ſtehenden Völker in den tropiſchen Kolonialgebieten. Heute 
ſind alle dieſe Staaten, welche auf den veralteten Grund⸗ 
ſätzen des Staats⸗ und Fürſtenrechtes aufgebaut waren, 
entweder vollſtändig verſchwunden (zum Beiſpiel Oeſter⸗ 
reich⸗Ungarn, die italieniſchen Kleinſtaaten) oder ſie haben 
jene Länder, welche von Völkern oder Völkerteilen bewohnt 
waren, die nicht zum Staatsvolke gehörten, freilaſſen müſſen 
(zum Beiſpiel Türkei, Schweden, Rußland) oder ſie mußten 
ſolchen Teilen weitgehende Autonomie zuſichern (England 
gegenüber Irland, Bund der Sowijetrepubliken). Freilich 
haben nach dem Weltkriege Staaten wieder fremde Völker⸗ 
teile an ſich geriſſen oder es find neue Staaten entſtanden. 
welche genau dieſelben Krankheitsſymptome eines veralteten 
Syſtems in ſich tragen wie die Schöpfunpgen früherer Jahr⸗ 
hunderte. Es iſt dies ein Beiſpiel, wie engſtirnig und blind 
gegenüber den großen Strömungen die maßgebenden Staats⸗ 
männer der Entente waren. 

Aus dieſer oben geſchilderten Entwicklungsart der meiſten 
Staaten Europas, die ihr Gebiet weit über den Lebensraum 
des eigenen Staatsvolkes gewalttätig erweiterten und dieſe 
Gewalt b zum Staatsrecht formulierten, ergibt ſich 
auch, daß das Erworbene ſchließlich auch nur mit Gewalt 
zuſammengehalten und erhalten werden konnte. Die weitere 
Folge daraus war, daß ſie ſich bis an die Zähne zu bewaffnen 
begannen, gegenſeitig ſich im Wettrüſten überbietend und 
wie Wegelagerer gegenüberſtanden, jederzeit bereit, mit 
anderen ſich zu verbinden und über einen dritten herzufallen, 
aber auch bereit, wenn die politiſche Lage ſich änderte, den 
Bundesgenoſſen im Stiche zu laſſen und mit dem früheren 
Gegner ſich zu verbinden, um den alten Freund zu erwürgen. 
Siehe die Haltung Englands im Siebenjährigen Kriege, die 
Haltung Italiens im Weltkriege. Beiſpiele dieſer Art laſſen 
li) vermehren. Die Beziehungen der Staaten zueinander 
waren alſo die des reinſten Fauſt⸗ und Raubrechtes. Dieſe 
für die Kultur ungemein beſchämende Tatſache ſuchte man 
im 19. Jahrhundert durch verſchiedene Mittelchen zu über⸗ 
kleiſtern, wie durch die Ausgeſtaltung des Völkerrechtes, Ein⸗ 
führung von internationalen Schiedsgerichtshöfen uſw., 
Mittelchen, die ihren Zweck niemals erfüllen konnten, weil 
die Grundeinſtellung ſich nicht änderte. 

Als im 19. Jahrhundert die zur politiſchen Reife gelangen⸗ 
den Völker immer dringender forderten, ihre Regierungs- wie 
Staatsformen ſelbſt zu beſtimmen, mußte dieſer Forderung 
Rechnung getragen werden, teils indem Nationalſtaaten ent⸗ 
ſtanden, die wenigſtens den größeren Teil eines Volkes 
umſchloſſen, teils indem man wenigſtens die Regierungs⸗ 
form änderte und zu konſtitutionellen Verfaſſungen über⸗ 
ging. So wurden die Staatsſchöpfungen des Wiener Kon⸗ 
greſſes, ſo weit es möglich war, zertrümmert, wenn auch 
nirgends reſtloſe Löſungen gefunden wurden und große 
Volksteile, ja ganze Völker in Staatsformen eingezwängt 
blieben, die alles andere nur nicht Nationalſtaaten waren. 

Als im Weltkriege Präſident Wilſon den Gedanken des 
Selbſtbeſtimmungsvechtes wieder aufgriff, erregte dies um 
jo mehr Aufſehen, als die ſchon im 19. Jahrhundert mächtige 
Idee eine neuerliche gewaltige Belebung erfuhr und Ruß⸗ 
land, England und Frankreich in den Weltkrieg nur aus 
der Einſtellung auf die Eroberungs⸗ und Vernichtungs⸗ 
politik früherer Zeiten eingetreten waren. Wo völkerrecht⸗ 


liche Beſtrebungen auftraten, waren ſie den Großmächten 
nur Mittel zum Zweck. Es iſt ein unleugbares Verdienſt 
Wilſons, daß er durch ſeine Autorität die Sieger zwang, 
in die Friedensſchlüſſe Beſtimmungen aufzunehmen, welche 
ſonſt nicht hineingekommen wären, ſei es die Anſchluß⸗ 
möglichkeit Oeſterreichs an Deutſchland, Verträge über den 
Minderheitenſchutz, die Gründung des Völkerbundes und 
anderes mehr. Es iſt ſein Verdienſt, daß das Selbſt⸗ 
beſtimmungsrecht in den Friedensverträgen wenigſtens teil⸗ 
weiſe verankert und damit zur internationalen Anerkennung 
emporgehoben wurde. Daß ihm nicht alles gelang, entſpricht 
einerſeits ſeiner großen Unkenntnis der europäiſchen Ver⸗ 
hältniſſe, aber noch mehr dem geſchloſſenen Widerſtande der 
Staatsmänner der Entente und ihrer Anhänger, welche nur 
ſo viel von dieſen Gedankengängen zuließen, als ſie hofften, 
durch die a ſabotieren zu können, und dieſe Sabotage 
betreiben ſie noch heute getreulich. Man braucht nur an 
die widerliche, allem Rechte hohnſprechende Art zu denken, 
wie Polen, die Tſchechoſlowakei und andere den Minder- 
heitenjchuß mit den Füßen treten, an den Vertrag Frank- 
reichs mit der Tſchechoſlowakei über die Beſetzung Oeſter⸗ 
reichs für den Fall, daß der Anſchluß zu ſehr in die Nähe 
rücke. Die Staatsmänner der Siegerſtaaten und ihre An⸗ 
hänger wanderten und wandern noch immer in den Ge⸗ 
dankengängen verſunkener Jahrhunderte. 


Große Bewegungen muß man an den Jahrhunderten 
meſſen. Vergleicht man die zwei letzten großen Regelungen, 
welche das politiſche Antlitz der Welt beſtimmten, 1815 
und 1918, ſo iſt unzweifelhaft ein Fortſchritt auf dem 
Wege des Rechtes der Völker feſtzuſtellen. Die Staats- 
männer des Wiener Kongreſſes waren von dieſen Ideen 
noch völlig unberührt und hatten nur wie die Machthaber 
der Gegenwart das Beſtreben, ihren Schöpfungen Ewig⸗ 
keitswert zu verleihen. Aber der gewaltige Wille der politiſch 
reif werdenden Völker hat weſentliche Korrekturen erzwungen. 
Der Weltkrieg und ſeine Folgen haben den Gedanken der 
Selbſtbeſtimmung weiter gefördert, es mußten in die Ver⸗ 
träge des Weltkrieges Beſtimmungen verankert werden, die 
1815 noch nicht denkbar waren. Es liegt in der Linie 
der Entwicklung, daß das 20. Jahrhundert das vollende, 
was das 19. und der Weltkrieg nicht vollendet haben. 
Die nächſte allgemeine Regelung der Staaten und Völker 
wird dem Selbſtbeſtimmungsrecht zum vollen Siege ver⸗ 
helfen. Daß dieſe Regelung nicht erſt in hundert Jahren 
ſich vollende, hängt weſentlich von der Stärke des Willens 
der Völker ab. Erſt dann wird die Kluft zwiſchen dem 
Rechte der Völker und dem Rechte der Staaten ſich ſchließen. 
Denn im Rechte der Völker allein liegt von nun an die 
ſtaatenſchöpfende und ſtaatenerhaltende Kraft. 

Inwieweit im Sinne des Selbſtbeſtimmungs rechtes die 
Sonderlöſungen für die Sprachinſeln und für die vom 
Mutterkörper derzeit künſtlich abgeſchnürten Völkerteile zu 
finden ſind, liegt außerhalb des Rahmens dieſer Betrachtung. 
Löſungsvorſchläge ſind genug vorhanden. 

Ueberall ragen noch in die werdende Gegenwart die 
Trümmer der Vergangenheit herein. Sie alle tragen die 
Krankheitszüge jenes elenden Kompromiſſes an ſich, das 
die Friedensverträge darſtellen, das ſich im Völkerbund 
widerſpiegelt, der ein Bund der Völker ſein ſoll und ein 
Bund der Staaten iſt, ängſtlich bemüht, Vergangenes, Ster⸗ 
bendes zu erhalten. Ebenſo aber zeigen ſich überall die 
Brandherde, aus denen die Funken künftiger Kriege empor⸗ 


ſprühen können. Heute liegt es noch in der Hand des 


e N Sragen einer friedlichen 
öſung entgegenzuführen. Iſt er dazu nicht gewillt, dann 
iſt für künfte Kriege der allererſte Heben 5 Völkerbund. 


— 


Die Minderheitenfrage vor dem Völlierbund. 
Vom Abgeordneten Dr. Auguſt Wotawa. 


Nicht als „Anhängſel“, ſondern als ein Hauptpunkt der 
Tagesordnung wird die Minderheitenfrage den Völkerbundrat 
in ſeiner Märztagung beſchäftigen. Dieſe grundſätzliche Aus⸗ 
ſprache wird der Tagung auch ſicherlich das Gepräge geben. 
Reichsaußenminiſter Dr. Streſemann nannte in ſeiner denkwür⸗ 
digen Antwort auf den Vorſtoß des polniſchen Außenminiſters 
in Lugano den Schutz der Minderheiten „eine Säule des ganzen 
Völberbundgebäudes“. In der Tat wird man feſtſtellen müſſen, 
daß die Beſtimmungen zum Schutze der Minderheiten, die in 
die Staatsverträge von 1919 eingebaut wurden, überhaupt keine 
Bedeutung erlanat hätten, wenn damit nicht jene unter die 
Kontrolle des Völkerbundes geſtellt wären, die mit dieſen Be⸗ 
ſtimmungen den Betrug verdecken wollten, den ſie begingen, als 
ſie ſich den Schein gaben, daß die Verträge den 14 Punkten 
Wilſons und dem Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker entſprechen. 
In der kommenden Genfer Erörterung wird zweierlei zutage 
gebracht werden müſſen. Zunächſt muß klar werden, daß die 
Minderheitenrechte, wie ſie in den Verträgen feſtgelegt ſind, 
nur dann etwas bedeuten, wenn ſie wirklich als eine Beſchrän⸗ 
kung des Souveränitätsbegriffes, wie ihn der moderne Staat 
auffaßt, angeſehen werden. Dieſe mittel⸗ und oſteuropäiſchen 
Staaten ſind nun einmal unter dieſer Einſchränkung ihrer 
Souveränität entſtanden. Der Völkerbundrat, der ſehr geneigt 
iſt, überall den weſtleriſchen Begriff vom Staat zu ſehen, wird 
endlich erkennen müſſen, daß Staat und Volk zwei Kreiſen 
gleichen, die ſich ſchneiden und nicht decken. Daraus ſind alle 
notwendigen Folgerungen zu ziehen. Weiters wird die Diskuſſion 
in Genf nur dann mehr als ein Austauſch bloßer Worte ſein, 
wenn das Verfahren über die Behandlung von Minderheiten- 
fragen vor dem Völkerbunde eine ſolche Regelung erfährt, daß 
den Klägern ein für allemal der Weg gebahnt iſt, wie es zu 
einer Entſcheidung des Völkerbundrates kommen muß. Es darf 
nicht von den politiſchen Machtverhältniſſen und Einflüſterungen 
abhängen, ob der anhängig gemachte „Prozeß“ gut oder ſchlecht 
geführt wird. Eine weitere Aufgabe der Diskuſſion müßte es 
ſein, wie es erreicht werden kann, daß alle Staaten, auch jene, 
die 1919 den Minderheitenſchutz nicht ausdrücklich auferlegt 
erhalten haben, zur Anerkennung der wichtigſten Grundſätze des 
Minderheitenrechtes gebracht werden können. Dieſe Aufgabe iſt 
ſicherlich am ſchwerſten zu löſen, weil ſie formal neues Recht 
ſchafft, während die in den Verträgen bereits niedergelegten 
Minderheitenbeſtimmungen bereits internationales Recht gewor⸗ 
den ſind, aus dem ſich eine Fülle von Verpflichtungen als 
bereits beſtehend ergeben. Niemand darf dieſe ſeine Verpflich⸗ 
tungen deshalb in Zweifel ziehen, weil es bei anderen vor 
zehn Jahren unterlaſſen wurde, ſolche Verpflichtungen aufzu · 
erlegen. Alle, die in der Minderheitenfrage ein Stück deutſchen 
Schickſals eingeſchloſſen ſehen, werden auf die kommende Genfer 
Tagung mit geſpanntem Intereſſe blicken. 


Grundſätzliches zur Aufrollung der 
Minderheitenfrage. 
Von Sudeticus. 

Das Völkerrecht iſt das jüngſte Rechtsgebiet. Im Ver⸗ 
hältniſſe zu der entwickelten Rechtsordnung des Staates 
trägt es den Mangel der Unvollſtändigkeit an ſich. Für eine 
Fülle zwiſchenſtaatlicher a fehlt es an paſſenden 
Rechtsſätzen. Wohl enthält der Völkerbundpakt eine Reihe 
ſolcher Rechtsſätze, er läßt aber den Großteil der Rechts⸗ 
fragen des Völkerrechtes ungelöſt. Der Genfer Völkerbund 
iſt demnach nicht in der Lage, alle Machtkonflikte in Rechts⸗ 
fragen umzuwandeln. 

Die Fortſchritte der Kriegstechnik jollten namentlich die 
hochkultivierten Weſtſtaaten Europas (Locarno⸗Mächte) dazu 


veranlaſſen, der Entwicklung des Völkerrechtes das größte 
Augenmerk zuzuwenden, und Mittel und Wege zur Be 
ſeitigung jener Konfliktſtoffe zu ſuchen, die den Keim des 
Krieges in ſich tragen. 

Einer der gefährlichſten Konfliktſtoffe iſt das Minder⸗ 
heitenproblem. Aber gerade dieſes wichtige Problem wird 
durch den Völkerbundpakt nur teilweiſe und dabei nur 
indirekt in den Artikeln 5, 11, 13 und 19 berührt. Während 
die Organiſation des Genfer Völkerbundes nicht nur zum 
Zwecke der Kontrolle, ſondern auch zur Rechtsfindung auf 
verſchiedenen Völkerrechtsgebieten über ſtändige Kommiſſionen 
verfügt, gibt es zum Beiſpiel eine ſtändige Kommiſſion 
für Minderheitenfragen im Genfer Völkerbund bisher nicht. 
Auf dieſen Mangel unter Bezugnahme auf den beſtehenden 
Ausſchuß für Mandatgebietskontrolle in der letzten Völker⸗ 
bundverſammlung hingewieſen zu haben, iſt ein Verdienſt des 
holländiſchen Miniſters Jonkheer Beelarts van Blokland. 

Die nächſte Ratstagung ſoll nun infolge der angekündigten 
Initiative des deutſchen Außenminiſters die erſten Schritte 
zur Bearbeitung des Minoritätenproblems im Rahmen des 
Genfer Völkerbundes unternehmen. Dieſe Aktion führt infolge 
der gegenwärtigen Satzungen des Paktes einerſeits, infolge 
der beſtehenden Verträge anderſeits, von ſelbſt zu einer 
bilateralen Inangriffnahme des Problems. 

Vom Standpunkte der Satzungen des Völkerbundpaktes 
aus geſehen, handelt es ſich im erſten Falle um ein außer⸗ 
ordentlich kompliziertes und wenig ausſichtsreiches Ver⸗ 
fahren, zumal laut Artikel 5 des Paktes zu allen Ent⸗ 
ſcheidungen der Verſammlungen und des Rates Ein⸗ 
ſtimmigkeit der anweſenden Mitglieder des Bundes, die 
in der Verſammlung vertreten ſind, gefordert wird. Auf 
dieſem Wege werden demnach nur geringe Teilgebiete des 
11 Ausſicht auf eine ſchrittweiſe Löſung 
haben. 

Anders verhält es ſich bei der Behandlung des Minder⸗ 
heitenproblems, inſoweit es in Verbindung mit den be⸗ 
ſtehenden Verträgen gebracht wird. Die Friedensverträge 
haben den neugegründeten Staaten hinſichtlich der Minder⸗ 
heiten Verpflichtungen von internationalem Intereſſe auf⸗ 
erlegt, die unter den Schutz des Völkerbundes geſtellt worden 
ſind. Eine Ergänzung, Erweiterung beziehungsweiſe Ab- 
änderung dieſer Verpflichtungen kann erfolgen, wenn ſie die 
einfache Mehrheit des Rates gutheißt. Dieſe Beſtimmungen 
ſind zum Beiſpiel im Vertrag von St. Germain, Artikel 69, 
für Oeſterreich, im Artikel 14 des Vertrages der Tſchecho⸗ 
ſlowakei mit den alliierten und aſſoziierten Mächten für 
die Tſchechoſlowakei uſw. enthalten. 

Dieſer vereinfachte Vorgang zur Herbeiführung einer 
Entſcheidung, die geeignet iſt, die Konfliktſtoffe, die ſich aus 
dem Minderheitenproblem ergeben, zu mildern, um unter 
Umſtänden den Drang nach Reviſion der territorialen Ver⸗ 
hältniſſe mit Hilfe der Waffen einzudämmen, ſcheint von den 
Verfaſſern der Friedensverträge nicht zufällig feſtgelegt 
worden zu ſein. Das Oktroi des Minderheitſchutzes in den 
Friedensverträgen der neuen Staaten ſtellt eine bedeutungs⸗ 
volle Einſchränkung ihrer Souveränität dar, die von der 
Völkerrechtswiſſenſchaft bisher noch nicht genügend gewürdigt 
wurde. Sie iſt, wie die Behandlung der Minderheiten in den 
neuen Staaten zeigt, ein nicht zu unterſchätzendes Aktivum 
der Friedensverträge, ein Weg ins Freie, wenn er von den 
hiezu Berufenen bona fide betreten wird. 

Zuſammenfaſſend kann mithin geſagt werden, daß die 
Aufrollung der Minderheitenfragen im Genfer Völkerbund 
erfolgen kann: 

1. Auf dem Wege über die Satzungen des Völkerbundes. 
Dieſer Weg iſt, wenn an eine Geſamtlöſung des Minoritäten⸗ 
problems gedacht werden ſoll, ſehr kompliziert, wenig aus⸗ 
ſichtsreich und beſchwerlich, auch dann, wenn die Hilfe des 


ſtändigen internationalen «Schiedsgeri 
Anſpruch genommen werden folltg 
nur ſchrittweiſe erfolgen, Da es. 
Löſung des Minoritäténßro 
Weg, ungeachtet der Be 
werden. 

2. Auf dem Wege über die beſtehenden Minderheitsſchutz⸗ 
verträge der neugegründeten Staaten. Da für eine Ab⸗ 
änderung reſpektive Erweiterung dieſer Verträge nur eine 
einfache Mehrheit im Völkerbundrat erforderlich iſt, ſo beſteht 
theoretiſch die Ausſicht auf eine lokale Löſung. Wohl iſt 
die regionale Einſchränkung des Minderheitenrechtes ein 
ſchwerer Nachteil. Anderſeits kann ſie gerade deshalb, weil 
ſie ſich auf ein ethnographiſch außerordentlich differenziertes 
Gebiet erſtreckt, faſt erſchöpfeunde Rechtsſäze in bezug auf 
die Minoritätenfrage überhaupt dem Völkerrecht liefern, 
hauptſächlich ſchon aus dem Grunde, weil zur Schaffung 
des Treuhänders für die Rechte der Minderheitsvölker 
einerſeits und ihrer Staaten anderſeits ... der ſtändigen 
Minderheitskommiſſion im Völkerbund nach Artikel 5, Al. 2, 
gleichfalls nur einfache Majorität im Rate nötig iſt. 

Für uns Deutſche würde die Löſung des Minderheits⸗ 
problems auf dem Wege über die Friedensverträge der neuen 
Staaten nur geringe Nachteile bringen, weil der Großteil 
der ſchutzbedürftigen deutſchen Minoritäten in den neu⸗ 
gegründeten Staaten liegt. 
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Erforderniſſe zum Schutze der nationalen 
Minderheiten. 
Von Univ.-Prof. Dr. Walter Schücking Kiel. 


Das Recht der nationalen Minderheiten iſt ein natürliches 
Recht, das als ſolches erſt poſitiviert werden muß. In dieſer 
Beziehung ſtecken wir noch in den roheſten Anfängen und 
namentlich iſt der Minderheitenſchutz des Völkerbundes noch 
durchaus un ulänglich. Was wir brauchen, iſt zweierlei. Einmal 
muß dieſer Minderheitenſchutz des Völkerbundes auf alle natio⸗ 
nalen Minderheiten der dem Völkerbund zugehörigen Staaten 
ausgedehnt und zweitens muß der Minderheitenſchutz gleichzeitig 
entſprechend intenfioiert und feine Durchführung ſichergeſtellt 
werden. Wir brauchen alſo zunächſt eine Art internationalen 
Toleranzediktes, aufgeftellt vom Völkerbund zugunſten 
der nationalen Minderheiten aller Staaten und wir 
brauchen vornehmlich eine Durchbildung des formellen Minder⸗ 
heitenrechtes in dem Sinne, daß vom Völkerbund ſozuſagen 
ein internationaler Verwaltungsgerichtshof 
eingerichtet wird, an den ſich die unterdrückten Minderheiten 
unmittelbar wenden können und der in richterlicher 
Unabhängigkeit über ihre Klage zu entſcheiden hat. Das 
natürliche Recht wird in dieſen Dingen umſo ſchneller poſiti⸗ 
viert werden, je ſchneller es in das allgemeine Rechte bewußt⸗ 
ſein übergeht. Wenn ich denke, daß ich neben dem Hiſtoriker 
Delbrück vor reichlich zwei Jahrzehnten der einzige deutſche 
Gelehrte war, der öffentlich gegen das Geſetz zur Enteignung 
deutſcher Staatsbürger polniſcher Nationalität zu proteſtieren 
wagte und ſehe, wie ſich heute alle Parteien und Schichten des 
republikaniſchen Deutſchlands den Gedanken des natürlichen 
Rechts der nationalen Minderheiten zu eigen gemacht baben ; 
dann iſt es beglückend, feſtzuſtellen, wie ſchnell dieſer Gedanke 
marſchiert. Dieſes Bewußtſein mag allen den Minderheiten ein 
Troſt ſein, deren Lage heute noch nicht ſo iſt, wie ſie es ſein 
ſollte. 5 
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Jemandem feine Sprache zu nehmen, iſt nach meiner 
Meinung ein geiſtloſer Materialismus und politiſcher Mecha⸗ 
T. G. Maſarhk. 


nismus. 


Der Völkerbund und der Minderheitenſchutz. 
Von Dr. C. Dumba, Botſchafter a. D., Wien. 

Die Friedensdiktate ſchufen in Verletzung des Prinzips der 
Selbſtbeſtimmung der Völker neue, national gemiſchte Staats⸗ 
gebilde, ohne daß die einem andernſprachigen Staatsvolke 
unterworfenen Volksſplitter um ihren Willen befragt worden 
wären. Vielfach wurden bei der ganz willkürlichen Grenz⸗ 
ziehung lebenswichtige, wirtſchaftliche Intereſſen verletzt, unter 
dem Vorwande, hiſtoriſchen Anſprüchen oder ſtrategiſchen 
Notwendigkeiten Rechnung zu tragen. Nun iſt es aber klar, 
daß die von ihrem Stammlande abgetrennten Volksgruppen 
ſich nur dann in die neue Ordnung fügen und von der Bil⸗ 
dung einer Irredenta abſehen werden, wenn ihnen im 
Rahmen des neuen Staates wenigſtens die Erhaltung und 
Pflege ihrer Sprache und Kultur zugeſichert und auch ihre 
wirtſchaftlichen Intereſſen nicht gefährdet werden. Zu dieſem 
Zwecke mußten die neuen Staaten mit den allierten Mächten 
ſogenannte Minoritätsverträge ſchließen, worin ſie vor allem 
verpfichtet wurden, den Minderheiten unter gewiſſen Voraus⸗ 
ſetzungen die Pflege und Uebung ihrer Sprache in der Schule, 
im Amt und vor Gericht einzuräumen und ſie auch in ihrer 
vermögensrechtlichen Stellung nicht ſchlechter als das Staats⸗ 
volk zu behandeln. Den Großſtaaten, wie Deutſchland und 
Italien, wurde jedoch eine ſolche Pflicht nicht auferlegt. Eine 
der überaus traurigen Folgen dieſer Lücke iſt das namenlos 
unglückliche Los der Südtiroler in Italien, während Deutſch⸗ 
land jetzt freiwillig darangeht, ſowohl in den Grenzbezirken 
Schleswigs den Dänen als auch in Poſen den Polen Minder⸗ 
heitsſchulen zu eröffnen. Der Schutz der Minderheiten in den 
neuen Staaten iſt ausdrücklich dem Völkerbunde unterſtellt, 
welcher nicht nur das Recht, ſondern auch die Pflicht hat, 
die Einhaltung der Minoritätsverträge zu kontrollieren. 

Iſt dies aber bis jetzt in zufriedenſtellender Weiſe geſchehen? 
Leider müſſen wir dieſe Frage verneinen. Der Völkerbundrat 
hat, mit wenigen Ausnahmen, gerade hier verſagt. Er hat 
zur Behandlung der bis zu ihm gelangenden Beſchwerden 
(die meiſten werden ſchon vom Generalſekretariat ad acta 
gelegt) ein ziemlich formloſes Verfahren feſtgelegt, wonach 
viele, ſelbſt feſt begründete Klagen aus rein politiſchen Oppor⸗ 
tunitätsgründen entweder ganz fallen gelaſſen oder gegen den 
Geiſt der Minderheitenverträge entſchieden wurden. In dieſer 
Beziehung führte Frankreich, wohl aus Rückſicht auf ſeine 
Trabanten, die Mächte der Kleinen Entente, welche, erfüllt 
von ſupernationalem Chauinismus, vielfach die Minder⸗ 
heiten bedrücken und auch wirtſchaftlich ſchwer ſchädigen. 
In Frankreich ſelbſt verſteht man keineswegs das kompli⸗ 
zierte Problem des national gemiſchten Staates und ver⸗ 
wechſelt leicht Volk und Staat, für die es nur das Wort 
„Nation“ gibt. In Frankreich kennt man nur das Ideal des 
geſchloſſenen Nationalſtaates. Die deutſchen Elſäſſer werden 
ebenſowenig als Minderheit anerkannt, als die keltiſchen 
Ueberreſte in den Pyrenäen oder die Briten in der Bretagne. 
Die Aſſimilierungsbeſtrebungen der Italiener, der Tſchechen, 
der Polen, Rumänen und Serben finden aber leider auch 
in Spanien, welches ein kataloniſches Problem beſitzt, ſym⸗ 
pathiſches Verſtändnis. Noch ungünſtiger für die Rechte der 
Minderheiten iſt die Auffaſſung der iberiſchen Republiken 
Südamerikas, wo die Spanier, oder in Braſilien die Portu⸗ 
gieſen, als Staatsvolk nur Negern, Indianern oder Miſch⸗ 
lingen gegenüberſtehen und daher nur die Pflege der Staats⸗ 
ſprache und kulturelle Aſſimilierung aller anderen Elemente 
anſtreben. Dieſe Mentalität der meiſten im Rate vertretenen 
Nationen erklärt vielleicht die bedauerliche Tatſache, daß 
ſelbſt begründete Minderheitsklagen bis jetzt in Genf meiſtens 
unter formalen Vorwänden auf ein totes Geleiſe geſchoben 
wurden. 

Unſerer öſterreichiſchen Völkerbundliga gebührt das Ver⸗ 
dienſt, als erſte in der in Wien im Oktober 1921 abgehaltenen 


Ratsverſammlung die Frage der Minderheitsrechte der 
Sudetendeutſchen aufgeworfen zu haben. In einer Denkſchrift 
wurden die deutſchen Poſtulate beſprochen und wir erzwangen 
die Anhörung des Senators Dr. Medinger als Sach⸗ 
verſtändigen, da es damals noch keine deutſche Liga in der 
tſchechoſlowakiſchen Republik gab. Gleichzeitig wieſen wir auf 
die liberale Vorgangsweiſe unſerer öſterreichiſchen Regierung 
den Wiener Tſchechen gegenüber hin. Von dieſem Augenblicke 
datiert die Einſetzung einer Minoritätenkommiſſion im Welt⸗ 
verbande der Ligen. Seinem Beiſpiele folgend, beſchäftigt 
ſich die Interparlamentariſche Union eingehend mit dieſem 
Problem. Auch ſchloſſen ſich die gegen 40 Millionen bildenden 
europäiſchen Minderheiten zuſammen, um perfodiſch Minori⸗ 
tätenkongreſſe unter dem berühmten Vorſitze des ausgezeich⸗ 
neten Führers der Slowenen in Italien, Dr. Wilfan, ab⸗ 
zuhalten. 

Deutſchland, deſſen abgeſplitterten Volksteile in vielen Mil⸗ 
lionen zahlreiche Staaten bewohnen, iſt der berufene Anwalt 
der Minderheitsvölker in Genf. Die kleinen, hochziviliſierten 
Völker Europas, wie die Schweiz, Holland, die drei 
ſkandinaviſchen Staaten, ſind ſeine natürlichen Bundes⸗ 
genoſſen, es iſt daher ſehr erfreulich, daß Streſe mann 
in der letzten Ratsſitzung auf die Herausforderung des 
polniſchen Außenminiſters Zaleſki hin offiziell ankündigte, 
er wolle die ganze Minderheitsfrage in der nächſten Rats⸗ 
ſitzung im März aufrollen. Es iſt wahrſcheinlich, daß er die 
Beſchließung eines formellen Verfahrens, vielleicht auch die 
Einſetzung einer eigenen ſtändigen Minderheitskommiſſion 
in Genf, entſprechend einer Reſolution des Weltverbandes 
unſerer Ligen verlangt. Ob er durchdringen wird, iſt 
angeſichts der oben erwähnten ungünſtigen Konſtellation 
wohl zweifelhaft. Aber es iſt höchſte Zeit, daß der Völker⸗ 
bund ſein Verſteckenſpielen aufgibt und die ganze, ſo un⸗ 
geheuer wichtige Frage eingehend berät. Die Befriedigung 
der Minderheitenanſprüche durch Pflege ihrer Sprache und 
Kultur iſt die Hauptbedingung einer allmählichen Befriedung 
der Lage in Zentral- und Oſteuropa. Erfüllt man nicht dieſes 
Poſtulat, das man ein naturrechtliches nennen könnte, ſo 
gibt es in den neuen Staaten weder Ruhe noch inneren 
Frieden, noch irgendwelche Stabilität. Nur unter dieſer 
Vorausſetzung kann man von dem Minderheitsvolke ver⸗ 
langen, daß es die neue ſtaatsrechtliche Bindung anerkenne 
und ſich den Geſetzen, welche das Mehrheitsvolk ſetzt, füge. 
Die Durchſetzung und genaue Beobachtung der Minoritäts⸗ 
rechte iſt von dieſem Geſichtspunkte einer der wichtigſten 
Funktionen zur Erfüllung der Friedensmiſſion des Völker⸗ 
bundes. Vernachläſſigt er dieſelbe, ſo bleibt als einzige 
Alternative der Verſuch der Reviſion der die nationalen 
Prinzipe flagrant verletzenden Grenzen auf Grund des 
Artikels XIX des Paktes, ein Vorgang, welcher den Frieden in 
noch höherem Maße bedroht und den Sukzeſſionsmächten 
unbequemer ſein dürfte als die genaue Erfüllung ihrer den 
Minderheiten gegenüber eingegangenen Verpflichtungen. 


Zur bisherigen Behandlungsart der 
Minderheitenfrage beim Völkerbund. 


Wie ſehr bisher der Völkerbund die Frage der Minder⸗ 
heiten durch alle möglichen Kniffe des Formalismus zu 
umgehen und ihre berechtigten Klagen totzuſchweigen ver⸗ 
ſtand, erhellt aus den Anträgen, die, um eine grund⸗ 
ſätzliche Aenderung des unwürdigen Zuſtandes in der 
Behandlung von Minderheitenfragen und Beſchwerden 
herbeizuführen, aus den Kreiſen der auf die beſtehenden 
Staatsſyſteme ſo loyal eingeſtellten Völkerbundligen durch 
e Dr. Amende beim Völkerbund eingebracht 
wurden. 


7 


„ 


= IR ö 
„„ * 

An erſter K end die e einer beſon⸗ 
deren⸗Minſigahkftenkommiſſion vom Völkerbund 
gefordert. , 65-Holländiſche⸗ Außenminiſter Jonkheer 
Beelaerts van Msktund hat die Frage der Unzulänglichkeit 
des gegenwärtigen Syſtems bei Behandlung von Minder⸗ 
heitenfragen durch den Völkesbund feitgeftefft und in einer 
Plenarſitzung die Notwendigkeit einer Neuordnung der Dinge, 
etwa durch die Gründung einer entſprechenden Kommiſſion, 
gefordert. Dieſer Forderung iſt bisher nicht Rechnung 
getragen worden, ja nicht einmal in der Form, daß, bevor 
die Gründung einer permanenten Völkerbundkommiſſion 
erfolgt, erſt einmal als Ausgangspunkt dafür die Schaffung 
einer Kommiſſion zum Studium und zur Klärung des 
Problems und ſeiner Fragen erwogen werde. Dieſe Kom⸗ 
miſſion von Sachverſtändigen hätte zunächſt die Aufgabe, 
ſich erſt ihrerſeits mit dem Vorſchlage des permanenten 
Organs und allen übrigen grundſätzlichen Fragen des 
Nationalitätenproblems, zum Beiſpiel Ausarbeitung eines 
Rechtsſtatuts, Verallgemeinerung des Minderheitenrechtes 
beziehungsweiſe rechtliche Gleichſtellung der Mitglieder des 
Bundes, Verbeſſerung des Verfahrens uſw., zu befaſſen. 
Daß man alſo trotz der »perſchiedenſten Anregungen nicht 
einmal dieſe vorbereitenden Schritte beim Völkerbund ein⸗ 
ſchlug oder einzuſchlagen wagte, zeigt doch ſehr deutlich 
die Einſtellung der maßgebenden Funktionäre beim Völker⸗ 
bund und dieſes ſelbſt zur Minderheitenfrage. 


In enger Verbindung damit ſteht die Forderung nach der 
Wiederherſtellung der Oeffentlichkeit beim 
Vorgehen des Völkerbundes beziehungsweiſe des Rates in 
allen Minderheitenfragen. Bekanntlich gehört der Grundſatz 
der „Oeffentlichkeit“ auf allen Gebieten zu den aller⸗ 
wichtigſten, die heute die Arbeiten des Genfer Bundes be⸗ 
ſtimmen. Und ſtets wird es ein Verdienſt Lord Robert 
Eecils bleiben, daß er die Anwendung dieſes Grundſatzes 
ſeinerzeit zu Beainn der Völkerbundtätigkeit ſogar für die 
Arbeiten innerhalb der Kommiſſionen durchgeſetzt hat. Eine 
Ausnahme bei der Anwendung dieſes Grundſatzes beſteht 
heute nur für die Tätigkeit des Bundes auf dem Gebiete 
der Minderheitenfragen, beſonders für die Arbeiten des 
ſogenannten Dreierkomitees, eines Unterausſchuſſes des 
Rates, ſowie der Handlungen der Minderheitenſektion des 
Sekretariats. Profeſſor Bovet, ein Schweizer Fachmann auf 
dem Gebiete von Minderheitenfragen, hat dieſes Myſterium 
bei Behandlung der Minderheitenfragen durch den Bund auf 
dem Haager Kongreß der Völkerbundligen⸗Union ſehr treffend 
dahin charakteriſiert, daß ein Geheimnis die Arbeit der 
Minderheitenſektion und beſonders die des Dreierkomitees 
umgebe. Man pflege zu behaupten, der Völkerbund ſtelle ein 
Glashaus dar. Wie erkläre ſich in dieſem Glashauſe nun 
das Vorhandenſein einer Dunkelkammer. Wie inhaltlos das 
Kapitel „Minderheiten“ im Jahresbericht des Völkerbund⸗ 
rates ſei, erhelle daraus, daß man in dieſem Kapitel nur 
über ſehr wenige wichtige Sachen berichte. Man halte ſich 
bei dieſen und jenen bereits bekannten Urteilen des Haager 
Gerichtshofes auf, doch hüte man ſich, irgend ein Wort 
über die am meiſten intereſſierenden Fragen zu äußern. 
Beim Anblicke der Anſtrengungen, die gemacht würden, 
um den Eindruck vorzutäuſchen, daß man doch etwas zu 
ſagen habe, würde man zum Lachen angeregt. Dieſer von 
Bovet charakteriſierte Zuſtand iſt um ſo intereſſanter und 
bezeichnender, als er erſt in der Septemberſitzung des Rates 
im Jahre 1923 auf eine Initiative von polniſcher 
und tſchechiſcher Seite geſcheffen wurde. Bis dahin 


wurden gleich allen anderen Dokumenten auch die Ein⸗ 


gaben der Minderheiten vom Völkerbundſekretariat ver⸗ 
öffentlicht. Die Geheimhaltung geſchieht nun ſo gründlich, 
daß niemand, ja ſelbſt die Mitgliedſtaaten des Völkerbundes 


nicht, vom Eingang einer noch jo berechtigten Minder⸗ 
heitenklage und ihrem weiteren Schickſale etwas erfahren. 


Für die friedliche Regelung der Minderheitenfrage durch 
den Völkerbund hat dieſe Sachlage einen ſehr gewaltigen 
Nachteil: Schon an und für ſich beſteht in der Forderung, 
daß die Eingaben der Minderheiten nur dann vor den Rat 
gelangen, wenn eines ſeiner Mitglieder ſich dazu hergibt, 
die Klage aufzugreifen, eine große Erſchwerung. Denn man 
kann ſich wohl vorſtellen, wie ungern der verantwortliche 
Vertreter eines Staates zu ſolch einer Befürwortung von 
Klagen, die einen anderen Staat betreffen, ſchreitet, wenn 
nicht zwiſchen den beiden Ländern Gegenſätze, beziehungsweiſe 
Feindſeligkeiten herrſchen. Er muß ſich den Vorwurf gefallen 
laſſen, mit ſeinen „Intrigen“ die Beziehungen zwiſchen 
ſeiner Heimat und dem durch die Klage betroffenen Lande 
zu vergiften, er muß fürchten, Spannungen zu erzeugen, 
die ſeiner Heimat abträglich ſein könnten. Durch das 
beſtehende Veröffentlichungsverbot iſt den Ratsmitgliedern 
die Aſſiſtenz der öffentlichen Meinung beim Vorgehen zur 
Unterſtützung einer gerechten Sache endgültig genommen. 
Es fehlt daher die Möglichkeit, mit Hilfe der öffentlichen 
Meinung jene Anfeindungen, als handle es ſich bei dieſem 
Eingreifen um Gefühle der Feindſeligkeit, von vornherein 
in konſequenter Weiſe zu parieren. Es iſt daher offenſichtlich, 
daß eine Wiederherſtellung der Oeffentlichkeit bei Behand⸗ 
lung der Minderheitenfrage ſolchen Ratsmitgliedern, die 
durch ihr Eingreifen der Sache des Rechtes dienen wollen, 
eine Erleichterung, ja richtiger überhaupt erſt die Voraus⸗ 
ſetzung für ihr Vorgehen gewähren würde. 


Ebenſo bezeichnend iſt der Zuſtand der gegenwärtigen 
Tätigkeit der Minderheitenſektion. Es braucht nicht erſt 
bewieſen zu werden, daß die gegenwärtige Tätigkeit der 
Sektion in hohem Maße unfruchtbar iſt und ſich nur auf 
die Entgegennahme der Eingaben, ihre Durchſicht und auf 
den Verkehr mit dem Dreierkomitee beziehungsweiſe mit 
den beteiligten Staaten beſchränkt. Nicht einmal Arbeiten 
der Statiſtik zur Klärung der Verteilung der Zahl und 
Lebensweiſe der Nationalitäten werden in Angriff ge 
nommen, geſchweige denn, daß man den eingereichten Be⸗ 
ſchwerden eine über den bloßen Formalismus des Ver⸗ 
zeichniſſes des Einlaufes der Mitteilung an die betreffenden 
Staaten hinausgehende Art der Behandlung zuteil werden 
läßt. 

Aus dieſen Anträgen iſt auf das deutlichſte zu erkennen, 
wie ungern man im Völkerbund mit Fragen der Minder⸗ 
heiten ſich zu beſchäftigen geneigt iſt, wie man alle Kniffe 
des Formalismus anwendet, um einerſeits zu ſagen, man 
tue etwas, und um anderſeits in Wirklichkeit doch nicht 
gezwungen zu ſein, etwas zu tun. Es iſt daher von größter 
Bedeutung, daß Deutſchland die gründliche Behandlung aller 
dieſer Fragen auf der nächſten Völkerbundtagung fordert. 


Notwendige Forderungen für die Zukunft. 
Von Karl C. v. Loeſch. 


Eine neue und deutſche Auffaſſung von Volk, Volks- 
perſönlichkeit, Volkstum und Volksgeiſt hat Geltung ge⸗ 
wonnen. Sie will von der Nation im weſtlichen Sinne, von 
gewaltſamer Gleichſetzung von Volk und Staatseinwohner⸗ 
ſchaft nichts mehr wiſſen. Die neue ſoziale Auffaſſung vom 
Volk rückt von der des ſelbſtzerſtöreriſchen Individualismus 
ab und ſtellt das Ganze, zurückkehrend zu Traditionen der 
Vorfahren, vor das Einzelne. Sie ordnet den Einzelnen 
bewußt unter das Volksganze und in dieſes ein. Hier ſehen 
wir die Ergänzung der individualiſtiſchen Beſtrebungen, 
welche ſeit dem Humanismus, der franzöſiſchen Revolntion 


und dem Spezialiſtentum des 19. Jahrhunderts einſeitig 
Geltung erhalten hatten. Hier liegt (noch längſt nicht von 
allen erkannt und keineswegs genügend ausgemauert) der 
gedankliche Eckpfeiler, auf dem das deutſche Volk ſeine 
Verfaſſung einſt neu aufbauen wird. 

Er iſt zugleich der tragende Gedanke für eine kommende 
Außenpolitik. Die vertiefte Liebe zum eigenen Volk und die 
Erkenntnis, daß in jedem Volke eine höhere, überindividuelle 
Perſönlichkeit verkörpert iſt, führen mit Notwendigkeit auch 
zur Achtung fremden Volkstums, die bis heute nicht An⸗ 
erkennung und Raum im europäiſchen Völkerleben gefunden 
hat: die aber eigentlich eine ganz natürliche Folgerung des 
Wunſches iſt, das eigene Volkstum und ſeine als unverlierbar 
empfundenen Rechte möchten geachtet werden. Die Entwick- 
lung des beſonderen Wertes des Einzelmenſchen führte einſt 
zur Erklärung der Menſchenrechte und legte ſchließlich die 
Grundlagen zu den ſozialen Anſchauungen unſerer Tage, 
deren Auswüchſe allein wir heute bekämpfen. Rechte der 
Volksperſönlichkeiten, welche als ſolche vor hundert Jahren 
bereits von der Romantik entdeckt wurden, ſind aber noch 
nicht anerkannt. Hier liegt der eine Teil deutſcher Ziel— 
ſetzung. Die Erreichung eines ſolchen Zieles wird gewaltigen 
Hinderniſſen begegnen; bei den Realitäten der beſtehenden 
Staaten, die Grenzänderungen von vornherein abgeneigt 
iind, und bei der Trägheit des Denkens der Völker und 
ihrer geiſtig⸗moraliſchen Strukturloſigkeit. Wir Deutſche und 
das zeitgenöſſiſche Europa kommen aber darum nicht herum. 
Denn eine Beſſerung der Zuſtände iſt nicht möglich ohne 
eine ſolche tiefgreifende Aenderung der ſeeliſchen Einſtellung. 
Ohne Wandlung der Staatsauffaſſung geht es nicht. Eine 
grundſtürzende, aber doch für das Zuſammenleben der Völker 
unvermeidliche Forderung ſind klare Ordnungsgrundſäßke. 
Sie müſſen etwa lauten: 

1. Jedes Volk ſoll künftig das Recht haben, 
ſeinen Volksbeſtand zu erhalten und ſich fei 
zu entwickeln. Die einzige Einſchränkung, die 
notwendig tft — jo wie das Recht des Einzel. 
menſchen im Staate eingeſchränkt werden muß 
zugunſten der Erhaltung des Ganzen — ge 
ſchieht zugunſten eines geordneten Zuſam⸗ 
menlebens der Völker: Aus den „Rechten der 
Völker“ folgen alſo auch „Plichten der Völker“. 

2. Als politiſche Grundrechte der Völker 
ſind anzuſehen: 

für das geſchloſſene Siedlungsgebiet jedes 
Volkes das Recht auf einen eigenen Staat, 

für die nicht von dieſem umfaßten Volks- 
teile, welche außerhalb bleiben und in frem⸗ 
den Staaten als deren Bürger leben, das 
Recht auf Erhaltung des Volksbeſtandes 
(Volksgruppenrechte). 

Anerkennung des Rechtes auf eigenen Staat bedeutet 
natürlich weder für die in Frage kommenden Völker den 
Zwang zum Zerſchueiden der beſtehenden geſchichtlichen, 
räumlichen und wirtſchaftlichen Bande (zwiſchen Völkern, 
die am Rande des geſchloſſenen Siedlungsgebietes in Völker⸗ 
verzahnung oder die in Sprachinſeln oder ſprachlichen Miſch⸗ 
gebieten in Völkermiſchung leben), noch erſt recht den Aus 
ſchluß für weitergehenden freiwilligen Zuſammenſchluß. 
Zwang in keiner Form kommt hier in Frage; handelt es 
ſich doch darum, Zwang zu vermeiden. Der Wille der 
Völker iſt das Entſcheidende. Was ein Volk iſt, ſteht heute 
freilich noch keineswegs objektiv feſt; wieviele Volksteile 
werden gerade an den gefährlichſten Brandherden Europas 
von zwei, ja drei Völkern für ſich in Anſpruch genommen. 
Doch laſſen ſich in der Praxis brauchbare Richtpunkte 
leicht finden, wenn man nur unfruchtbaren Hiſtorizismus 
(geſchichtliche Beweiſe) und die beliebte Gleichſetzung von 


— 


Sprachgemeinſchaft und Volkszugehörigkeit (philologiſche 
Beweiſe) vermeidet. 

Bleiben größere Teile von Volkskörpern ſtaatlich mit 
fremden Völkern verbunden, ſo hängt es vom Zahlenver⸗ 
hältnis, von der Siedlungsart, von ihrer geſchichtlichen und 
kulturellen Bedeutung für das Staatsganze ab, welches Aus⸗ 
maß an Rechten ihnen zuſteht, ob ſie berechtigt ſind, die 
Anerkennung als gleichberechtigtes Staatsvolk zu fordern, 
oder ob geſicherte Volksgruppenrechte (Selbſtverwaltung) 
genügen, die auch wieder verſchiedenen Umfang haben 
werden. Beſtimmend ſind die abſolute und relative Zahl 
einer Volksgruppe, ihre Wohndichte und die Art ihrer 
Siedlung, ihre ſoziale Bedeutung, ihre wirtſchaftlichen und 
verkehrstechniſchen Zuſammenhänge, ihre Kulturhöhe, ihre 
geſchichtlichen Ueberlieferungen und ihre traditionelle Stel⸗ 
lung zum ſtaatsverwaltenden Volk. Die unerläßliche Vor⸗ 
ausſetzung bildet für jedes Volk das Recht der freien und 
gleichwertigen Gebrauchs der eigenen Sprache in allen 
Möglichkeiten, die das öffentliche Leben gibt, ſowie das 
Recht auf Erhaltung, Pflege und Fortbildung der eigenen 
nationalen Kultur nach den Grundſätzen der öffentlich⸗ 
rechtlichen körperſchaftlichen Selbſtverwaltung. In jedem 
Fall muß die Ordnung dieſer Fragen in der Form von 
Verfaſſungsbeſtimmungen erfolgen, die den Charakter körper⸗ 
ſchafklicher Rechte tragen und durch Mehrheitsbeſchlüſſe 
nicht geändert werden können. 


Der nord -ſüdſlawiſche Korridorgedanlie 
und der europäiſche Friede. 
Von Dr. Günther Berka. 

Es war im Auguſt des Jahres 1918, wenige Monate 
vor Beendigung des Weltkrieges, als der Führer der tſche⸗ 
chiſchen Minderheit in Wien, Dr. Frantisek Jetel, in Prag 
und anderen tſchechiſchen Städten Vorträge hielt, in denen 
er wörtlich folgende Forderung aufſtellte: „Der künftige 
tſchechiſche Staat darf nicht dulden, von ſeinen ewigen 
Rivalen, im Norden von dem verpreußten Schleſien, im 
Süden vom verdeutſchten Oeſterreich, umfaßt 
zu werden. Der tſchechiſche Staat muß von 
Niederöſterreich nördlich der Donau und von 
Wien Beſitz ergreifen und dadurch unmittel- 
barer Nachbar des ſüdſlawiſchen Staates an 
der Donau werden. So muß dann auch das 
Oſtgebiet des Frankenkönigs Karl des Großen 
zur Ruhe kommen, der die „Deutſche Oſt⸗ 
mark“ gegründet hat, und der Kampf der 
Deutſchen mit uns wäre in alle Ewigkeit 
beendet. Die Tſchechen in Wien bilden die 
kulturelle und wirtſchaftliche Brücke des ſlawi⸗ 
ſchen Nordens mit dem jſlawiſchen Süden 
— vom Baltiſchen Meer bis zur 
Adria.“ 

Die phantaſiereiche Begründung dieſer For— 
derung, die Vorfahren der in Oeſterreich leben⸗ 
den tſchechiſchen Schuſter, Schneider, Arbeiter 
und Beamten ſeien nicht ſeit Jahrzehnten, 
ſondern ſeit Jahrhunderten in Wien und 
Niederöſterreich anſäſſig und die Zahl der 
Tſchechen in Wien und Niederöſterreich belaufe 
ſich auf eineinhalb Millionen, ſoll uns hier 
nicht weiter beſchäftigen. 

Tatſache iſt, daß die Forderung Dr. Jetels 
nach Angliederung öſterreichiſcher Donau- und 
Alpenländer an die im Norden und Süden 
in Gründung begriffenen ſlawiſchen Staaten, 
die auch in der bereits im Jahre 1917 den 
Regierungen der Entente übergebenen Denk⸗ 
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ſchrift Hanus Kuffners Nas stät a svetovy mir 
(Unſer Staat und der Weltfriede) zum Ausdruck kam, 
von der tſchechiſchen Oeffentlichkeit übernommen und 
als amtliches Ziel der tſchechoſlowakiſchen Republik 
anerkannt wurde, als Miniſterpräſident Dr. Kramarſch 
und Miniſter für Aeußeres Dr. Beneſch am 6. Februar 
1919 von den Großmächten in Paris verlangten, 
daß das Gebiet der tſchechoſlowakiſchen Repu⸗ 
blik mit jener des ſüdſlawiſchen Staates ver⸗ 
bunden werden möge. Unweſentlich iſt, daß Kramarſch 
und Beneſch ſich dieſe Verbindung nicht über Wien, ſondern 
über das Burgenland vorſtellten. 

Der Staatsvertrag von St. Germain hat dieſe Hoff⸗ 
nungen der tſchechiſchen Politik unerfüllt gelaſſen. Es wäre 
jedoch ein Irrtum zu glauben, daß der Gedanke des nord⸗ 
ſüdſlawiſchen Korridors damit endgültig begraben worden 
wäre. Gelten zwar die Friedensverträge als „dauernder als 
Erz“, inſoweit ſie Millionen Deutſcher der Fremdherrſchaft 
überantwortet haben, ſo erſcheinen ſie in den Augen vieler 
ſlawiſcher Politiker als einer wesentlichen Ergänzung be⸗ 
dürftig hinſichtlich derjenigen territorialen Gebilde, die gegen 
jedwede politiſche und wirtſchaftliche Vernunft und gegen 
den Willen der betroffenen Bevölkerung geſchaffen wurden. 
An das Monſtrum des Freiſtaates Danzig, des polniſchen 
Korridors, der Zerreißung Oberſchleſiens reiht ſich die 
Schaffung des Staates Oeſterveich, deſſen politiſche und 
wirtſchaftliche Schwäche mit magiſcher Gewalt die Blicke 
insbeſonders ſeiner nördlichen und ſüdlichen Nachbarn an⸗ 
zieht. Die von der tſchechiſchen Schulbehörde herausgegebene 
Karte über die Entſtehung des tſchechoſlowakiſchen Staates, 
die das ganze Gebiet von der Oſtſee bis zur Adria als 
ehemaligen tſchechiſchen Beſitzſtand in Anſpruch nimmt, iſt 
das Symbol für den Gedanken der Herſtellung einer Ver⸗ 
bindung zwiſchen Nord und Südſlawentum über öſter⸗ 
reichiſches Gebiet hinweg. So verlangte im Jahre 1922 
der frühere tſchechiſche Miniſter Zahradnik in einer Ver⸗ 
ſammlung in der Volkshalle des Wiener Rathauſes, „der 
flawiſche Korridor von Prag nach Trieſt müſſe geſchaffen 
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werden“, jo träumt der erſte jlowenijche Statthalter des 
Südflawiſchen Staates Janko Breje im „Cas“, der wiſſen⸗ 
ſchafklichen Rundſchau der Laibacher Leo⸗Geſellſchaft (Jahr⸗ 
gang 1925/26, Heft 1), von einer Löſung „der noch immer 
offenen und mit internationaler Anleihe nicht zu löſenden“ 
öſterreichiſchen Frage durch Aufteilung Oeſterreichs auf die 
Tſchechoſlowakei, Südflawien, Italien und das Deutſche Reich 
in Verbindung mit der Schaffung eines Pufferſtaates Wien. 

Wenn jemals dieſer Gedanke in Vergeſſenheit geraten 
könnte, die Wiener tſchechiſche Minderheit, nux gegen 70.000 
Köpfe ſtark, aber kulturell und politiſch überaus regſam, 
ſorgt dafür, daß ihm dieſes Schickſal nicht widerfährt. 
Mit Stolz ſchrieb das national-demofratijche Tagblatt Wiens, 
der „Videnſky dennik“, im Jahre 1925: „Und bald kommt 
der Tag, an welchem die ſlawiſche Beſeda die Nachricht 
weitergeben kann, die ſlawiſchen Brüder hätten einander 
an der Donau die Hand gereicht!“ Der gegenwärtige Führer 
der tſchechiſchen Sozialdemokraten, der Wiener Gemeinderat 
Antonin Machät, war es, der Ende 1918 jene Broſchüre 
„Ceskäà Viden“ herausgab, deren Inhalt ausſchließlich dem 
nordſüdſlawiſchen Korridorgedanken, der Aufteilung Oeſter⸗ 
reichs zwiſchen Nord⸗ und Südfſlawentum, gewidmet war. 

Der Einwand iſt naheliegend, daß den Zukunftspläne 
einiger phantaſiereicher Politiker und der Wiener Tſchechen⸗ 
führer, deren Selbſtbewußtſein zur Stärke der von ihnen 
vertretenen Minderheit im umgekehrten Verhältnis ſteht, 
hier eine Bedeutung zugemeſſen wird, die ihnen kaum zu⸗ 
kommt. 

Die nord⸗ſüdſlawiſche Korridorfrage gewinnt aber dadurch 
den Charakter einer ernſten Bedrohung des europäiſchen 
Friedens, daß dieſelbe Wiener tſchechiſche Minderheit, die 
ſich durch die Auswahl ihrer Führer bewußt in den Dienſt 
des ſlawiſchen Imperialismus geſtellt hat, nicht nur ihre 
finanziellen Mitteln aus der tſchechoſlowakiſchen Republik 
bezieht — man mag dies als Aeußerung berechtigter kul⸗ 
tureller Solidarität bezeichnen —, ſondern auch ihre geiſtigen 
Führer in den Perſönlichkeiten gefunden hat, die die tſchecho⸗ 
flowakiſche Republik in Wien amtlich vertreten, nämlich 
in den Wiener tſchechoſlowakiſchen Geſandten. 
Es war insbeſondere der tſchechoſlowakiſche Geſandte Krofta, 
der die Seele der tſchechiſchen Bewegung in Wien geweſen 
iſt, der von den Tſchechen Wiens in allen häuslichen 
Streitigkeiten als Schiedsrichter angerufen wurde, dem ſie 
den Bau des großen Schulpalaſtes in Ottakring danken, 
der ihm zu Ehren die Krofta⸗Schule genannt wurde. 

Wenn auch die Tſchechen Wiens, durch Verlautbarungen 
deutſcherſeits beunruhigt, ſeit ungefähr einem Jahre keine 
Gelegenheit vorübergehen laſſen, ihre öſterreichiſche Staats⸗ 
treue ausdrücklich zu betonen, die Worte, die der „Videnſky 
Dennik“ 2 Begrüßung des neuen tſchechoſlowakiſchen Ge⸗ 
ſandten Vavrekka am 3. Mai 1925 ſchrieb: „Wir wollen 
die Wacht an der Donau ſein, für unſere Republik“, und 
die zukunftsfrohen Feſtellungen desſelben Blattes vom 

. Jänner 1926: „Je beſſer die Leute ſind, die die Wiener 
tſchechiſchen Schulen verlaſſen, deſto feſter iſt die Stellung 
der tſchechiſchen Kolonie an der Donau und deſto mächtiger 
iſt dieſes Stückchen Land, das einmal ein wichtiger O pe ra⸗ 
tionspunkt für die tſchechoſlowakiſche Außen⸗ 
politik ſein kann“, beweiſen, daß die tſchechiſche Minder⸗ 
heit in Oeſterreich ein dauerndes Element der Unruhe jſt 
und die tſchechoſlowakiſche Regierung hiefür die vollſte Ver⸗ 
antwortung trägt. 

Wäre Oeſterreich irgendwo an der Peripherie Europas 
gelegen, ſo wäre es eine Uebertreibung, in der Gefährdung 
Oeſterreichs auch eine Gefährdung des europäiſchen Friedens 
zu erblicken. Da aber Oeſterreich mitten im Herzen Europas 
zwiſchen Staaten mit entgegengeſetzten nationalpolitiſchen 

ntereſſen liegt, ſo iſt die Anziehungskraft, die die Schwäche 
Oeſterreichs auf die imperialiſtiſchen Beſtrebungen ſeiner 


Nachbarn ausübt, nicht nur eine Gefahr für das deutſch⸗ 
öſterreichiſche Volkstum, das ſchon auf Grund ſeiner kul⸗ 
turellen Leiſtungen doch wohl Anſpruch auf eine nationale 
Zukunft beſitzt, ſondern eine Gefahr für den Frieden Europas 
überhaupt. 

Jede Unnatur rächt ſich auf Erden. Die Trennung Oeſter⸗ 
reichs vom Deutſchen Reiche bezahlt Europa mit einer 
dauernden Bedrohung ſeiner Ruhe; die Vereinigung der 
beiden Staaten aber würde einem der wichtigſten Unfriedens⸗ 
gebiete Europas die Bürgſchaft für eine ruhige friedliche 
Entwicklung bieten. 


Ein Vertragsbruch und ſeine Folgen. 
Von J. E., Prag. 


Im Kapitel I, Artikel 1, des Vertrages zwiſchen den 
alliierten und aſſoziierten Hauptmächten und der Tſchecho⸗ 
ſlowakei, unterzeichnet zu St. Germain en Laye am 10. Sep⸗ 
tember 1919 (Minderheiten⸗Schutzvertrag), verpflichtete ſich 
die Tſchechoſlowakei: daß die in den Artikeln 2 bis 8 dieſes 
Kapitels enthaltenen Beſtimmungen als Grundgeſetz an⸗ 
erkannt werden, daß kein Geſetz, keine Verordnung, keine 
Amtshandlung mit dieſen Beſtimmungen im Widerſpruch 
oder Gegenſatz ſtehen, und daß kein Geſetz, keine Verordnung 
und keine Amtshandlung ihnen gegenüber Geltung haben 
ſolle. Im Artikel 7 in kine heißt es: „Unbeſchadet der Ein⸗ 
führung einer offiziellen Sprache durch die tſchechoſlowakiſche 
Regierung wird den tſchechoſlowakiſchen Staatsangehörigen 
anderer als der tſchechiſchen Zunge die angemeſſene Mög⸗ 
lichkeit (im franzöſiſchen Texte „des facilit6s appropriees’) 
des mündlichen und ſchriftlichen Gebrauches ihrer Sprache 
vor den Gerichten gegeben werden.“ Im Artikel 9 ſteht: 
„Was das öffentliche Unterrichtsweſen anbelangt, wird die 
tſchechoſlowakiſche Regierung in Städten und Bezirken, in 
denen ein beträchtlicher Bruchteil tſchechoſlowakiſcher Staats⸗ 
angehöriger anderer als der tſchechiſchen Zunge anſäſſig 
iſt, angemeſſene Möglichkeit bieten, um den Kindern dieſer 
tſchechoſlowakiſchen Staatsangehörigen Unterricht in ihrer 
eigenen Sprache zu verbürgen.“ In beiden Artikeln 7 und 9 
heißt es „angemeſſene Möglichkeit“. Im Artikel 9 iſt die 
Verpflichtung auf Städte und Bezirke beſchränkt, in denen ein 
beträchtlicher Bruchteil Staatsangehöriger anderer als der 
tſchechiſchen Zunge anſäſſig iſt. ; 

Von dieſer Beſchränkung ift im Artikel 7 bei der Gerichts⸗ 
ſprache kein Wort enthalten. Es iſt alſo im Artikel 7 
die angemeſſene Möglichkeit ohne Einſchränkung, im Ar⸗ 
tikel 9 die angemeſſene Möglichkeit mit der erwähnten Ein⸗ 
ſchränkung verbürgt. Nur im Artikel 9 iſt der Kreis der 
Perſonen ausdrücklich umſchrieben und daraus folgt, daß 
nach Artikel 7 die angemeſſene Möglichkeit des mündlichen 
und ſchriftlichen Gebrauchs ihrer Sprache vor den Gerichten 
allen iſchechoſlowakiſchen Staatsangehörigen anderer Zunge 
als der tſchechiſchen geboten werden wußte. 

8 2 des Sprachengeſetzes vom 29. Februar 1920, 
das Beſtandteil der Verfaſſungsurkunde iſt, lautet aber: 
„Bezüglich der nationalen und ſprachlichen Minderheiten 
(1. Hauptſtück des Vertrages von St. Germain) gelten 
folgende Beſtimmungen: Gerichte, Behörden und Organe 
der Republik, deren Wirkſamkeit ſich auf einen Gerichtsbezirk 
erſtreckt, in dem nach der letzten Volkszählung wenigſtens 
20 Prozent Staatsbürger derſelben, jedoch einer anderen‘ 
als der tſchechoſlowakiſchen Sprache wohnen, find verpflichtet, 
in allen Angelegenheiten, deren Erledigung ihnen auf Grund 
deſſen, daß ihr Wirkungskreis ſich auf dieſen Bezirk erſtreckt, 
zuſteht, von den Angehörigen der Sprache dieſer Minderheit 
Eingaben in dieſer Sprache anzunehmen und die Erledigung 
dieſer Eingaben nicht bloß in tſchechoſlowakiſcher Sprache, 
ſondern auch in der Sprache der Eingaben herauszugeben.“ 
Da alſo das Sprarhengrundgeſetz im $ 2 für die Staats- 
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bürger anderer Zunge als der tſchechoſlowakiſchen die Mög: 
lichkeit des Gebrauches ihrer Sprache auf die Gerichte jener 
Bezirke einſchränkt, in welchen ſich wenigſtens 20 Prozent 
ſolcher Staatsbürger befinden, alſo die Vorausſetzung des 
Artikels 9 des Vertrages unberechtigter Weiſe auf 
den gerichtlichen Sprachengebrauch anwendet, 
obgleich fie im Artikel 7 nicht ſteht, iſt augen⸗ 
ſcheinlich bis zur Evidenz das Sprachengeſetz 
mit dem Vertrag im Widerſpruch und daher 
ungültig. Es iſt ein Vertragsbruch: da hilft kein 
Leugnen. 

Die Folge dieſer Vertragsverletzung war die ſprachliche 
Entrechtung der Deutſchen Prags, die zahlenmäßig keine 
20 Prozent Minorität bilden. Das war ein Umſturz für ſich, 
denn vorher war der Gebrauch beider Landesſprachen vor 
den Gerichten Prags paritätiſch. Dieſer paritätiſche Gebrauch 
entſpricht auch, und zwar heute noch der Angemeſſenheit. 
Die deutſche Minderheit Prags und andere ſtädtiſche Minder⸗ 
heiten ſind inkommenſurabel. In Prag leben 40.000 bis 
50.000 Deutſche. Sie bilden geſellſchaftliche Schichten, denen 
die proletariſche Baſis fehlt; es hängt aber damit zuſammen, 
daß ſie den geſchäftlichen und behördlichen Verkehr weitaus 
ſtärker beeinfluſſen, als dies ihrer Zahl nach entſpräche. 
Prag iſt aber auch die Hauptſtadt des Staates, der Sitz 
der Zentral⸗ und Landesbehörden, auch für die 3½ Mil- 
lionen Deutſche des ganzen Staates und ſo beſteht für die 
Forderung paritätiſcher Behandlung beider Sprachen ein 
kombinierter und wegen dieſer Kombination unüberwindlich 
ſtarker Titel. So kam es, daß vor dem Sprachengeſetz die 
Agenda der Prager Gerichte nicht gar zu viel unter der 
Hälfte deutſch war, beim Handelsgericht überwog das Deutſche 
weitaus. 

Wer die Verhältniſſe kennt und ſie bekennt, muß ſagen, 
daß die Möglichkeit des Gebrauches der deutſchen Sprache 
vor den Prager Gerichten — und was hier von Prager 
Gerichten geſagt iſt, gilt von allen Prager Behörden 
durchaus angemeſſen iſt. Welche Unſumme von Abſurdität 
der Ausſchluß der deutſchen Sprache von den Prager Ge⸗ 
richten zur Folge hat, das zu ſchildern würde hier zu 
weit führen. Nur eines noch: Das Sprachengeſetz hat zur 
Folge, daß jeder tſchechiſche Staatsbürger ſelbſt in Städten, 
wo 99 Prozent der Bevölkerung deutſch ſind, ja ſelbſt 
dort, wo er der einzige Tſcheche iſt, ſämtliche Sprachenrechte 
ungekürzt hat, während 40.000 bis 50.000 Deutſche in 
Prag ſprachlich vollkommen rechtlos daſtehen. 
Die Entrechtung iſt aber durch den Bruch des 
Minderheitenſchutzvertrages erfolgt. 


Völkerbund — Glauben und Zweifel. 


Seit der deutſche Außenminiſter Dr. Streſemann die Auf⸗ 
rollung der Minderheitenfrage vor dem Völkerbunde an⸗ 
gekündigt hat, macht ſich nicht nur bei den entrechteten 
Volksſplittern ein außerordentlicher Optimismus für eine 
wohlwollende, erträgliche Löſung geltend, ſondern allüberall, 
wo Menſchen ſich zu einer tieferen Kenntnis des Welt⸗ 
geſchehens und zur Achtung des Eigenlebens der Menſchen 
und Völker durchgerungen haben und im Hinblick auf die 
augenblickliche Lage um den Frieden Europas beſorgt ſind. 
Vielſprachig werden Stimmen laut. Ehrliche Kritik an der 
bisherigen Behandlung dieſer Frage durch den Völkerbund, 
der ſich ſelbſt zum Schirmherr der Minderheiten gemacht 
hatte, meldet ſich an und wohlgemeinte, gut durchdachte 
Vorſchläge werden unterbreitet. Fürſorgewillen für die Unter⸗ 
jochten wie auch Beſorgnis um das Anſehen des Völker⸗ 
bundes wird lebendig. It es beginnendes Erwachen des 
Rechtsbewußtſeins der Völker nach der Betäubung durch 


die Kriegspropaganda oder iſt es mehr die Angſt vor einer 
neuen Exploſion, neuem Krieg, die Sorge um den Frieden? 


Mag was immer im einzelnen die Urſache fein: in⸗ 
brünſtige Gläubigkeit hofft auf Genf, glaubt an ein Früh⸗ 
lingswunder für die gequälte, geängſtigte Menſchheit durch 
den Völkerbund. 

Wie ſchön dieſer Optimismus iſt! Faſt wie kindlicher 
Glaube und wie Neid erfüllt es uns, daß wir dieſen Glauben 
nicht teilen können, in dem der dauernde Friede geborgen 
ſein könnte. Zu früh und ſeither täglich hat man dieſe 
Gläubigkeit uns untergraben, ſo daß wir uns jeglichen 
Myſtizismuſſes erwehren und nur nackte Tatſachen ſehen 
wollen und können. 


Der Bund der Völker iſt deutſcher Traum, iſt Traum 
der Deutſchen, gehört zu dem ihnen eigenen Erlöſergedanken. 
Im Befreien, Erlöſen, Emporführen hat ſich ihre Sendung 
mehr naturnotwendig als bewußt ausgewirkt, ſeit ſie als 
eine empfundene Einheit mit anderen Völkern in Berührung 
kamen. Gebende Erzieher waren ſie triebmäßig. Jene, denen 
das Geben, das Leben und Schaffen für andere fremd iſt, 
nannten dieſen Zug Imperialismus. Dieſes wurzelfeſte Un⸗ 
vermögen für Verſtändnis wird dauernd zwiſchen deutſcher 
Hingabe und fremder Selbſtſucht ſtehen. Der „Völkerbund“ 
iſt nicht der Bund der Völker. Vielleicht war er als das 

edacht, bevor die „Sieger“ in ihm ein taugliches In⸗ 
ſument ihrer Selbſtſucht erkannten, ihn als ſolches 
ſchufen und damit den ſchönen Gedanken begruben. 
Trotz aller Gläubigkeit und Hoffnungen Edler: er lebt 
nicht. Der Völkerbund iſt heute nur eine Geſellſchaft zur 
Sicherung der Kriegsbeute und Verewigung des durch die 
Friedensverträge l Unrechtes. Daran ändert nichts, 
daß heute auch „beſiegte“ Staaten ihm angehören. Die 
Not der Abwehr zwang ſie zum Beitritt. Für die be⸗ 
ſorgten „Sieger“ war er erwünſcht, weil er befürchtete 
Bündniſſe der „Beſiegten“ ausſchließt. Dieſe ſelbſt erhoffen 
ſich aus dem Umgang und der Mitarbeit eine freundlichere 
Einſtellung, die Erſchließung weitreichender Teilnahme. 
Aber den Geiſt der Geſellſchaft vermochten die „Beſiegten“ 
bisher nicht zu ändern. Er war nicht auf Verſöhnung 
und Wohlwollen, ſondern auf Selbſtſucht eingeſtellt und 
blieb es. Auf die Selbſtſucht der Gründer insgeſamt, wie 
der Einzelnen. Als Muſſolini es für zweckmäßig fand, ließ 
er trotz Völkerbund zu ſeinem Genoſſen im Völkerbund, 
Griechenland, die Kanonen ſprechen, und erſt jüngſt hat 
die Tſchechei erklärt, daß ſie ſich einer Entſcheidung des 
vom Völkerbund eingeſetzten internationalen Gerichtshofes 
im Haag nicht fügen werde, das heißt iſt der Völkerbund 
dem Vorteile der Mitglieder dienlich, ſo hat er als die 
oberſte Inſtanz der Welt zu gelten; fühlt man ſich durch 
ihn behindert, ſchert man ſich nicht um ihn. Er hat nicht 
oberſter Richter, ſondern willfähriger Diener jener Staaten 
zu ſein, die an ſeiner Wiege geſtanden. Das iſt der lebendige 
Völkerbundgeiſt. Und der Völkerbund hat ſich gegen dieſe 
entwürdigende Zumutung bisher nicht mit Entschiedenheit 
verwahrt, hat die innere Verlogenheit ſo großgezogen, daß 
der Deutſche Streſemann aus angeborener Anſtändigkeit 
heraus ad hoc auf innere Sauberkeit in der Arbeit des 
Völkerbundes dringen mußte. 

Seeliſche Reinigung tut im Völkerbunde not, ein Ab⸗ 
ſchwören der bisherigen Selbſtſucht und vorbehaltsloſes Be⸗ 
kenntnis zur Sittlichkeit, zum Recht, ſoll der lebendige 
Glaube an ſeine Miſſion nicht erſterben, der heute noch 
ſo viele Menſchen erfüllt, die entweder im Völkerbund 
einen wirklichen Bund der Völker ſehen möchten und trotz 
aller Erkenntnis auf eine Wendung zum Beſſeren hoffen, 
oder die ihn nicht kennen und nur einem ſchönen Gedanken 
nachhängen, den ſie ohne Völkerbund verwirklicht glauben. 


Die Löſung der Frage der Minderheiten, beziehungs- 
weiſe der unterjochten Volksteile, berührt dieſe wie deren 
Völker. Die Anteilnahme nicht von etwa 40, ſondern von 
mehr als 200 Millionen Menſchen in Europa iſt lebendig 
geworden und wird ein Urteil fällen, ob der Völkerbund 
für ſeinen Beſtand eine ſittliche Berechtigung hat, ob er 
Sachwalter des Rechtes und Friedens iſt oder er als eine 
bewußte Täuſchung beſeitigt werden muß, um einem Bunde 
der Völker Platz zu machen. Aka. 
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Die Wenden in Deutſchland. Es ift überaus bezeichnend, 
ſchreibt E. Tobler im „Dresdner Anzeiger“, daß in letzter 
Zeit wiederholt von zwei Hauptſitzen des Weſtſlawentums, 
von Prag und Belgrad aus, der Verſuch gemacht wurde, 
unter den in Deutſchland lebenden Wenden eine Bewegung 
hervorzurefen, mit dem Ziele, beſſere Fühlung mit ihnen 
herzuſtellen. Schwache wendiſche Deputationen haben ſich, 
auf beſondere Einladung hin, in Prag und Belgrad an 
feſtlichen Umzügen und allſlawiſchen Kundgebungen betei- 
ligt, und als an den Oſtertagen vorigen Jahres Lauſitzer 
Wenden nach Prag kamen, um am allſlawiſchen Sängerfeſt 
teilzunehmen, erklärte Präſident Maſaryk in einer Unter- 
redung, „daß alle ſlawiſchen Völker bis auf die Wenden in 
der Lauſitz durch den Weltkrieg befreit und geeinigt wurden“. 
Die Zahl der Wenden, die heute noch auf deutſchem Boden 
leben, beträgt etwa 71.000, während ſie ſich noch um das 
Jahr 1850 auf 140.000 belief. Dieſer Rückgang iſt nicht 
auf Unterdrückungsmaßnahmen zurückzuführen, ſondern iſt 
im Zeitalter der modernen Wirtſchaft ein natürlicher Prozeß, 
der noch dadurch begünſtigt wurde, weil ſich die Erkenntnis 
durchſetzte, daß im heutigen Wirtſchaftskampf die alleinige 
Kenntnis der wendiſchen Sprache den einzelnen in Nachteil 
ſetzt. Tatſächlich liegen die Dinge heute ſo, daß 92 vom 
Hundert der Wenden außer ihrer Muttrſprache auch die 
deutſche Sprache beherrſchen und daß die wendiſchen Eltern 
ſelbſt fördern, daß ihren Kindern die Kenntnis der deutſchen 
Sprache in der Schule vermittelt wird. Die Wenden leben 
in Sachſen in der Gegend von Bautzen les ſind etwa 
28.200), ferner in den preußiſchen Kreiſen (Niederlauſitz), 
Kottbus, Kalau, Lübben, Luckau und Spremberg (Regie- 
rungsbezirk Frankfurt a, d. Oder), dann in den Kreiſen 
Hoyerswerda und Rothenburg in der Oberlauſitz (Regie⸗ 
rungsbezirk Liegnitz), für dieſe beiden Bezirke kommen 
etwa 43.000 Seelen in Frage. Die Wenden die ſich 
ſelbſt Sorben nennen ſprechen zwei Dialekte: nieder⸗ 
wendiſch in der Niederlauſitz und oberwendiſch in der 
Oberlauſitz. In den 49 gemiſchtſprachigen Schulen der ſäch⸗ 
ſiſchen Lauſitz, die von etwa 3400 ſorbiſchen und 2300 
deutſchen Schulkindern beſucht werden, werden die eriteren 
von 81 ſorbiſch redenden Lehrkräften unterrichtet, während 
den deutſchen Schulkindern nur 35 Lehrkräfte zur Ber- 
fügung ſtehen. Der Religionsunterricht wird in ſorbiſcher 
Sprache erteilt, und für ſorbiſche Akademiker und Lehrer 
ind im Bautzner Gymnaſium und in den beiden Bautzner 
Seminaren Fortbildungskurſe eingerichtet In der preußi⸗ 
ſchen Lauſiz wirken 42 ſorbiſche Lehrkräfte. Zur Beſchaffung 
der Lehrmittel (zum Beiſpiel der Lehrbücher in ſorbiſcher 
Sprache) wurden Staatsmittel bereitgeſtellt, ſo daß man 
lagen darf, daß, entgegen den Behauptungen gewiſſer aus- 
ländiſcher Agitatoren, die kulturellen Belange des Wenden⸗ 
tums in jeder Beziehung gewährt werden. Man muß 
ſogar feſtſtellen, daß man aus hiſtoriſchen und ethno⸗ 
graphiſchen Gründen von deutſcher Seite mit einer gewiſſen 


12 


Pietät die Sitten und Gebräuche des Wendentums 
erhalten ſucht. 

Deutſchland im Urteil eines tſchechiſchen Sozialdemokraten. 
Das „Pravo Lidu“ ſchreibt in einem Aufſatze „Neues 
Deutſchland“ unter anderem: Dieſes Bild des neuen 
Deutſchland, wie es uns die Volkswirtſchaftler und Tech- 
niker zeichnen, ſollte dem tſchechiſchen Denken tief ein 
geprägt werden, damit es ſchon einmal die älteren Bilder 
verdränge, die bereits ihre alte Geltung verloren haben 
und unſere richtige Orientierung hinderten: die Vorſtellung 
eines Deutſchland als eines durch und durch militariſtiſchen 
Reiches, wie wir es in den Köpfen ſeit den Zeiten Bis- 
marcks gehabt haben, und die Vorſtellung von einem 
Deutſchland, das durch den Krieg erſchüttert und verarmt 
iſt und von dem ſich unſere Republik vorteilhaft als einzige 
Inſel der Ordnung in Mitteleuropa unterſcheidet. Heute 
haben wir bereits das Recht auf dieſen Ehren: 
titel verloren, denn überſchreiten wir bei Bodenbach 
die Grenze, dann befinden wir uns in einer Welt, die, 
was Ordnung und Intenſität der Arbeit und Erzeugung 
betrifft, nicht nur auf unſerem Niveau ſteht, ſondern es, 
was den geſamten Grad der Ziviliſation betrifft, weit über: 
trifft. Auch die fanatiſcheſten und patriotiſcheſten Köpfe bei 
uns werden deswegen früher oder ſpäter genötigt ſein, 
ihre Begriffe vom Reiche der Nachbarn unſerer zu rebi‘ 
dieren und, ſoweit es ſich um unſer Verhältnis zu dieſem 
handelt, auch mit anderen Dingen zu rechnen als nur 
mit der ſtändigen Sorge, daß Deutſchland heimlich rüſtet 
und wann es wohl einen Krieg hervorrufen wird. Immer 
mächtiger wird ſich uns die Tatſache aufdrängen, daß wir 
von einem Volk umgeben ſind, das mit unerſchütterlicher 
Energie arbeitet, reich wird und Werte ſchafft, die 
ſicherlich nicht dem Riſiko eines Krieges preisgeben wird. 
Erwägen wir dann noch, daß dieſes Deutſchland in 
unſerer Handelsbilanz der wichtigſte Faktor 
iſt, daß es den größten Prozentſatz unſerer Ein- und Aus 
fuhr darſtellt, gegenüber dem der Anteil der weſtlichen 
verbündeten Staaten geradezu unbeträchtlich iſt, ſo ſtehen 
wir vor der Tatſache, daß wir, ſoweit es ſich um die 
materielle Kultur handelt, zu ſeiner Sphäre gehören und 
daß uns die eigenen materiellen Intereſſen gebieten, mit 
dieſer Wirklichkeit zu rechnen und ſich danach einzurichten. 


zu 


es 


in aa von 
Wilhelm Braumüller erſchienenen Buche „Großdeutſchland 
und Großſüdſlawien“ ſchreibt der bekannte deutſche Minder⸗ 
heitenſchriftſteller Dr. Kamillo Morocutti unter anderem: 
Auf dem mitteleuropäiſch⸗ ſüdoſteuropäiſchen Staatsgebiete 


Die Rationalitätenfrnge. Ju ſeinem 


mit etwa 133 Millionen Einwohnern leben ungefähr 
26 Millionen Minderheitsvolksangehörige, das heißt von 
100 Staatsbürgern der mitteleuropäiſch⸗ſüdoſteuroppäiſchen 
Staaten gehören 20 Bürger einer anderen als der Staats 
nation an. In einzelnen dieſer ſogenannten Nationalſtaaten 
iſt aber das prozentuelle Verhältnis zwiſchen Mehrheitsvolk 
und Minderheitsvölkern ein noch viel al Von 
17,390.300 in Rumänien gehören nur 10,900.000 Men 
ſchen der rumäniſchen Staatsnation an. 6 Millionen oder 
30 Prozent der rumäniſchen Staatsbürger ſind nicht Staats⸗ 
nation, ſondern Fremdnation. Von 13,610.000 Einwoh- 


nern in der Tſchechoſlowakei ſind nur 6 Millionen Tſchechen 
und 2 Millionen Slowaken, über 5 Millionen, alſo weit 
über ein Drittel aller Staatsbürger, gehören einer anderen 
als der Staatsnation an. In Polen ſind von 26.1 Mil⸗ 
lionen Einwohnern nur 15.7 Polen, die übrigen 12.4 Mil⸗ 
lionen Einwohnern, alſo nahezu die Hälfte, aller anderen 
polniſchen Staatsbürger ſind nicht Staatsnation. Dieſe nun 
ſo bunt aus verſchiedennationalen Völkern zuſammengeſetzten 
Nationalitätenſtaaten wurden aber zu Nationalitäten kat 
exochen erklärt. Ein buntes Nationalitätengemiſch wird in 
den ſogenannten einheitlichen Nationalſtaaten gewaltſam und 
anorganiſch zuſammenpreßt. Hier klafft ein innerer Wider⸗ 
ſpruch, hier ſtehen gegenſätzliche Kräfte feindſelig gegenüber, 
hier kämpfen Völker gegen Staaten und Staaten gegen ihre 
eigenen Völker einen oft gar nicht verhüllten, aufwühlenden, 
furchtbaren Kampf. Volksrecht ſteht gegen Staatsgewalt und 
Staatsgewalt ſetzt ſich über Volksrecht hinweg. Das Inter⸗ 
eſſe des Nationalſtaates ſteht im Gegenſatz zu den Wirt⸗ 
ſchafts⸗, Kultur- und Lebensintereſſen der Mehrzahl feiner 
Völker. Dieſer Gegenſatz zwiſchen dem Nationalſtaat und 
ſeinen lebendigen Völkern, zwiſchen totem Staatsnationalis⸗ 
mus und lebensfriſchem Volkstum führt zu unerträglicher, aber 
notwendiger Spannung. Es iſt klar, daß in dieſem Kampfe 
der Kräfte der Lebenswille der Völker das ſtarre Prinzip 
des nationalen Staates überwinden wird . .. Die Selbſt⸗ 
beſtimmung, die Freiheit der unterdrückten Nationen, das 
war das laut hinausgeworfene Werbewort und Schlagwort 
dieſes letzten, noch immer nicht beendigten Krieges. Aus 
Blut und Haß, aus Verleumdung und Gewalt wollte man 
eine Welt der Freiheit, der Selbſtbeſinnung und Selbit- 
beſtimmung, eine Welt der Verſöhnung und Verſtändigung 
ſchaffen. So wenigſtens lauteten die Parolen, die dieſen 
Krieg ermöglichen und begründen ſollten, ſo lauteten die 
Leitſätze Wilſons, unter denen der Friede geſchloſſen wurde. 
Wir alle wiſſen, wie es kam. Wir wiſſen, daß heute 
noch immer ein leidenſchaftlicher Nationalismus und ein 
geſtraffter Militarismus die unantaſtbaren Grundlagen 
europäiſcher Diplomatie und Politik ſind. Aus einem Elſaß⸗ 
Lothringen ſind ein Dutzend ſolcher Brandgebiete in Europa 
entſtanden. . .. Südoſteu ropa iſt heute nicht minder als 
1914 mit Leidenſchaft, mit Haß und Unzufriedenheit erfüllt. 
Ein unglücklicher Zufall, ein Piſtolenſchuß auf eine höchſt⸗ 
ſtehende Perſon in Albanien, Beſſarabien oder ſonſtwo, 
könnte genügen, und dieſes in Verſailles ſcheinbar befriedete 
Europa geht neuerdings in einem Flammenmeer auf. Das 
Völkerproblem, das Minderheitenproblem Mitteleuropas, 
Südoſteuropas, iſt in ſeiner heutigen unorganiſchen Faſſung 
und gewaltſamen Formel die notwendige und unabwendbare 
Vorausſetzung zu neuen Kataſtrophen. 

Das Minderheitenprogramm der internationalen Sozial⸗ 
demokratie. Der Vollzugsrat der internationalen ſozialiſti⸗ 
ſchen Konferenz in London faßte am 11. Februar in London 
zur Minderheitenfrage folgende Entſchließung: 1. Ausdeh⸗ 
nung des internationalen Schutzes auf nationale Minder⸗ 
heiten, beſonders auf die deutſche und ſlawiſche Minderheit 
in Italien, die bisher hievon ausgeſchloſſen waren. 2. Aus⸗ 
dehnung des internationalen Schutzes auf die nationalen 
Minderheiten in dem Sinne, daß diejenige nationale Minder⸗ 
heit die eine homogene Gruppe in ihrem Bezirk bildet, 
Sicherheiten für eine demokratiſche, ſelbſtändige lokale Ver⸗ 
waltung erhalte und daß die zerſtreuten Minderheiten ihre 
Sprache benützen und ihre Schulen und Kultur weiter ent⸗ 
wickeln können. 3. Die vom Völkerbund angewandten Metho⸗ 
den in der Behandlung der Schwierigkeiten der nationalen 
Minderheiten müſſen durch die Einrichtung eines beſonderen 
11 des Völkerbundes für dieſe Zwecke wirkſamer geſtaltet 
werden. 

Für die Tſchechoſlowakei gibt es keine Minderheitenfrage. 
Die Ankündigung des Minderheitenantrages des Reichs- 


außenminiſters Dr. Streſemann bei der nächſten Völkerbund⸗ 
tagung hat in der tſchechiſchen Preſſe ein lebhaftes Echo 
gefunden. Die tſchechiſch⸗katholiſchen „Lidove Liſty“ ſchrei⸗ 
ben: Es wäre ein Irrtum, zu glauben, daß ſich die Sieger⸗ 
ſtaaten vor einer Ausſprache über die Minderheitenprobleme, 
die ſich im Rahmen der beſtehenden Verträge bewegen müßte, 
fürchten würden. Die Deutſchen ſpielen ſich nur aus rein 
politiſchen Gründen und aus pangermaniſtiſchen Intereſſen 
als Minderheitenbeſchützer auf. Der Völkerbund kann nur 
nach reiflicher Ueberlegung an dieſes Problem herantreten. 
Für die Tſchechoſlowakei beſteht das Minder- 
heitenproblem überhaupt nicht. Die Minderheiten 
haben ihre Rechte, wie keine andere Minderheit in den 
anderen Staaten. Im Gegenteil, das Recht der Staatsſprache 
muß ſogar vor den Gerichten gegen dieſe Minderheiten 
verteidigt werden. Wir wiſſen nicht, welche deutſche Minder- 
heit Miniſter Dr. Streſemann für die Zwecke der deutſchen 
Politik auswerten will, aber es wäre ſehr angezeigt, wenn 


er den Verſuch mit der deutſchen Minderheit im ehemaligen 


Südtirol machen würde. Man würde wenigſtens hören, was 
Muſſolini Deutſchland, das ſeit jeher ſeine Minderheiten 
entnationaliſiert hat, antworten würde. — Der natioral- 
demokratiſche „Narod“ erklärt, Deutſchland müßte, wenn 
es das Minderheitenproblem aufrollte, ſelbſt Rechnung legen 
über ſeine Minderheitenfrage. In Deutſchland leben däniſche, 
frieſiſche, polniſche und Lauſitzer Minderheiten und in keinem 
anderen Staate werden die Minderheiten derart unterdrückt, 
wie eben in Deutſchland. Hoffen wir, ſchreibt das Blatt, 
daß Außenminiſter Dr. Beneſch, der, wie behauptet wird, 
im Völkerbunde das große Wort führt, dafür Sorge tragen 
wird, daß aus der Beratung der Märztagung des Völker- 
bundes die Minderheitenfrage Deutſchlands ausgeſchaltet 
wird und daß er die Souveränität des Staates ebenſo 
wuchtig verteidigen wird wie Miniſter Zaleſki für Polen 
es gemacht hat. — Dieſes Anrennen gegen die Aufrollung 
der Minderheitenfrage iſt nichts anderes als die heilloſe 
Angſt vor dieſer Frage, weil die Tſchechen mit Recht 
fürchten, daß man ſich in Genf mehr als wundern würde, 
erführe man die Wahrheit über Nationalitäten- und Minder 
heitenverhältniſſe in der Tſchechei. 

Ein Muſterbeiſpiel daflir, wie Minderheitenfragen nicht 
gelöſt werden. Am 4. Februar jährte ſich zum neuntenmal 
der Tag, an dem tſchechoſlowakiſche Trupppen mit klingendem 
Spiel in das Hultſchiner Ländchen eingezogen ſind. 
Ihnen folgte ein recht umfangreicher Beamtenappparat, 
große, weitleſertiche Kundmachungen und Aufrufe verkün⸗ 
deten den aus dem „preußiſchen Joch befreiten Mährern“ 
weitgehendſte politiſche Freiheit, höchſten wirtſchaftlichen 
Aufſtieg und eine vollkommene ſtaatsbürgerliche Gleich 
berechtigung ohne Rückſicht auf die Nationalität und Reli 
gion. Dieſe Verſprechungen ſind aber nur auf dem Papier 
geblieben. Auf Grund der Verordnung vom 20. Jänner 
1920 wurde der für das Hultſchiner Gebiet eigens beſtellte 
Kommiſſär ermächtigt, alles anzuordnen und zu verfügen, 
was zur eheſten Konſolidierung der Verhältniſſe und zur 
Sicherſtellung des normalen Staatslebens in dieſem Gebiete 
erforderlich ſei. Damit und mit der Verordnung vom 
4. Mai 1920 würde für das Ländchen eine Art Ausnahms⸗ 
zuſtand geſchaffen und die Hultſchiner Bevölkerung einem 
Verwaltungsſyſtem ausgeliefert, das nur das Ziel einer 
eheſten Vertſchechung dieſes Gebietes verfolgte, ohne Rück 
ſicht auf die tatſächlichen nationalen Verhältniſſe und Not⸗ 
wendigkeiten. Mit Beginn des Schuljahres 1920/21 wurde 
in allen Gemeinden mit Ausnahme der Gemeinden Zauditz 
und Thröm die deutſchen Schulen aufgelaſſen und an ihrer 
Stelle Schulen mit nur tſchechiſcher Unterrichtsſprache ein⸗ 
geführt, die Errichtung privater deutſcher Schulen verhin- 
dert. Die Sperrung der deutſchen Schulen hatte ſeinerzeit 
einen allgemeinen Schulſtreik zur Folge, der von ſeiten 


der Behörden mit den ſchärfſten Mitteln bekämpft und 
unterdrückt wurde. Den Beamten wurde durch Jahre eine 
„Hultſchiner Zulage“ gezahlt, um ſie zur größten Tſchechi⸗ 
ſierungsarbeit anzuſpornen. Die Hultſchiner Bevölkerung in 
ihrer bedeutenden Mehrheit war aber nicht gewillt, ihr 
Bekenntnis zum deutſchen Volkstum fallen zu laſſen. So 
reifte in dieſem Gebiete ein Minderheitenſchutzproblem heran, 
das bis heute noch nicht gelöſt iſt, denn die ganze Hand⸗ 
habung der Verwaltung in dieſem Gebiete ſteht im ſchärfſten 
Widerſpruch mit den Beſtimmungen des Minderheitenſchutz⸗ 
vertrages und die deutſche Hultſchiner Bevölkerung ſteht 
in nationaler Hinſicht auch heute noch nahezu rechtlos da. 
Die Ergebniſſe der Wahlen in die Landes⸗ und Bezirks⸗ 
vertretungen haben freilich neuerlich unwiderlegbar erwieſen, 
wie erfolglos bisher die mit allen Mitteln geförderte Tſchechi⸗ 
ſierungsarbeit war und daß die Hultſchiner weiter denn 
je davon entfernt ſind, den Kampf um die ihnen vor⸗ 
enthaltenen Rechte auf dem Gebiete des Schulweſens und 
des Sprachengebrauches aufzugeben. In dieſem Schuljahre 
ſind rund 800 deutſche Schulkinder gezwungen, in 
Ermangelung öffentlicher oder privater deutſcher Schulen 
häuslichen Privatunterricht zu genießen oder auswärtige 
deutſche Schulen zu beſuchen. Es iſt eine durch nichts zu 
rechtfertigende Härte, daß die deutſchen Eltern zur Er⸗ 
haltung der aufs beſte ausgeſtatteten tſchechiſchen Schulen 
beiſteuern müſſen, aber nicht die Möglichkeit haben, ihren 
eigenen Kindern die einfachſte deutſche Volksbildung in der 
Heimatgemeinde angedeihen zu laſſen. Vom Sprachen⸗ 
geſetz wird im Verkehr mit den Behörden ohne Rückſicht 
darauf, ob dies der Amtshandlung auch zweckdienlich iſt, 
in ſchärfſter Form Gebrauch gemacht. In letzter Zeit wendet 
ſogar die Bahnverwaltung die Härten dieſes Geſetzes an, 
obgleich ſich die Sprachenverordnung nicht auf das Eiſen⸗ 
bahnminiſterium erftredt. Neben Südtirol bildet das Hul⸗ 
tſchiner Ländchen das beſte Beiſpiel dafür, wie das Minder⸗ 
heitenſchutzproblem nicht gelöſt werden darf. 

Ein ſchwerwiegendes Geſtändnis. Der Obmann der Deut⸗ 
ſchen Chriſtlichſozialen Volkspartei, Senator Dr. Hilgen⸗ 
reiner, richtet in einem längeren Aufſatze an die Prager 
Regierung die Aufforderung, endlich auch die ſchwebenden 
nationalpolitiſchen Fragen zu löſen und ſchreibt im kraſſen 
Gegenſatz zu ſchönfärberiſchen Ausführungen anderer Führer 
der ſudetendeutſchen Regierungsparteien: „Leider iſt gerade 
dieſer Hauptpunkt des Regierungsprogrammes, eine gerechte 
Regelung der nationalen Verhältniſſe, gegenüber anderen 
Fragen bis heute in den Hintergrund getreten. Ohne Zweifel 
hat die zweijährige Zuſammenarbeit tſchechiſche und deutſche 
Parteien einander näher gebracht, aber die grundlegenden 
Streitfragen wurden — uns Deutſchen zum Schaden — 
kaum berührt. Zu einer offenen, direkten Diskuſſion der 
nationalen Fragen als Gleiche mit Gleichen iſt es inner⸗ 
halb der Mehrheit bisher überhaupt noch nicht gekommen. 
Verſuche der deutſchen Regierungsparteien, beſtehende Miß⸗ 
verhältniſſe auszugleichen, ſind großenteils erfolglos ge⸗ 
blieben. In der Geſetzgebung und Verwaltung iſt bis 
heute das Beſtreben zu bemerken, Recht und 
Beſitzſtand der Deutſchen in dieſem Staate 
noch mehr zu verkürzen. So bei der Bodenreform, 
bei der Aufnahme in den Staatsdienft, beim Minderheits⸗ 
ſchulweſen, bei den Ernennungen für die Landes⸗ und 
Bezirksvertretungen, bei den Landesſtellen der Privat⸗ 
beamtenverſicherung und anderem.“ 

Keine Zugeſtändniſſe an die Sudetendeutſchen. Gegenüber 
der falſchen Behauptung, daß nur die Chauviniſten unter 
den Tſchechen von der Gleichberechtigung der Deutſchen 
nichts wiſſen wollen, die anderen aber von ehrlichem Ver⸗ 
ſöhnungsgeiſte erfüllt ſind, ſteht die Tatſache, daß die 
geſamte tſchechiſche Politik nach wie vor vom Vernich⸗ 


tungswillen gegen alles Deutſche geleitet wird und ein Unter⸗ 
ſchied nur darin beſteht, daß die einen der Tſchechen offen 
eingeſtehen, was ſie wollen, während die anderen ſchöne 
Worte von Bereitwilligkeit, von Entgegenkommen, von 
„Gleichen unter Gleichen“ ſprechen, jedoch das Gegenteil 
davon tun. Zu denen, die ſich als offene Gegner der 
Deutſchen jederzeit bekennen, gehört Dr. Karl Kramarſch, 
der auch im gegenwärtigen Augenblicke, da die Minder⸗ 
heitenfrage vor dem Völkerbunde aufgerollt wird, aus 
ſeinem Herzen keine Mördergrube macht. Am 11. Februar 
hielt er einen großen Vortrag über das Verhältnis der 
Tſchechen zu den Deutſchen, ausgehend von der Lage der 
Tſchechen im alten Oeſterreich. Nach dem Umſturz ſei die 
Frage entſtanden, ob man den Deutſchen gegenüber die 
Politik der rückſichtsloſen Sieger anwenden ſollte oder jene 
Politik, die der Tradition der Erwecker der tſchechiſchen 
Nation entſpreche. „Es war ſo verlockend, den erſten Weg 
zu gehen, und die Deutſchen ſelber hatten es erwartet. Wir 
gingen nicht den Weg, obgleich auch das ſo bekannt ge⸗ 
wordene Wort von den Deutſchen als ‚Roloniften‘ in den 
erſten Tagen nach dem Umſturz dieſer Politik der rück⸗ 
ſichtsloſen Sieger entſprochen haben würde.“ Dann behan⸗ 
delte Kramarſch die Entſtehung des Minderheiten⸗ 
ſchutzvertrages bei der Pariſer Konferenz und betont, 
daß er alle Hebel in Bewegung geſetzt habe, damit dieſer 
Vertrag den Tſchechen nicht aufgezwungen werde. Er habe 
ſchon damals die Zeit vorausgeſehen, wo Deutſchland als 
Mitglied des Völkerbundrates als offizieller Vertreter der 
Deutſchen in der Tſchechoſlowakei werde auftreten können. 
Dieſe Vorausſage habe ſich raſcher erfüllt, als er ſelber 
erwartet habe. Jetzt, wo die deutſche Politik darauf aus⸗ 
gehe, die Minoritätenfrage vor dem Völkerbund zu be⸗ 
handeln, werde ſich auch die Tſchechoſlowakei der ernie⸗ 
drigenden Aufgabe unterziehen müſſen, zu beweiſen, daß 
ſie mehr getan habe, als den bloßen Vertrag zu erfüllen. 
Erleichtert werde freilich dieſe Aufgabe durch die Tatſache, 
daß Deutſche in der tſchechiſchen Regierung ſäßen. Bei 
der Behandlung der gegenwärtigen Lage in der tſchechiſch⸗ 
deutſchen Koalition ſpricht Kramarſch den Regierungs⸗ 
deutſchen ſeine Anerkennung für die bedingungsloſe 
Loyalität aus. Sie ſeien nicht im unklaren, daß 
ihnen irgendwelches Entgegenkommen, das den natio⸗ 
nalen Charakter des Staates ſtören würde, nicht bewieſen 
werden würde. Anderſeits ſeien ſich die Tſchechen bewußt, 
daß ſie alles beſeitigen müßten, was begreifliche Emp⸗ 
findlichkeit der Deutſchen ſtören könnte, ſoweit deren Be⸗ 
ſchwerden gerecht und billig ſeien. Auch den Deutſchen 
müſſe ein offenes Ja oder Nein lieber ſein, als philo⸗ 
ſophiſche Theorien darüber, was ſie eigentlich ver⸗ 
dienten, was ihnen aber niemand gibt! Es könne keine 
Rede von territorialer, aber auch nicht von 
perſoneller Autonomie im Schulweſen ſein. 
Wollen die Deutſchen aktive Elemente ſein, ſo müßten ſie 
ſich mit dem Unabänderlichen abfinden. — Die Rede 
des Dr. Kramarſch erhärtet wiederum die Richtigkeit der 
Behauptung, daß die Tſchechen an Rechten freiwillig 
den Sudetendeutſchen nichts geben werden, auch dann nicht, 
wenn alle ſudetendeutſchen Parteien bedingungslos regie⸗ 
rungsfreundlich wären. 


Der neue Herr. Der ſeit Monaten zwiſchen den tſchechiſch⸗ 
katholiſchen Volksparteilern und den Agrariern geführte zähe 
Kämpf um die Leitung der Regierung hat endlich eine, 
freilich ungewöhnliche Löſung gefunden, indem am 1. Februar 
der ſeit langem ſchwer erkrankte Miniſterpräſident Doktor 
Schwehla vom Amte des Vorſitzenden der Regierung ent⸗ 
hoben und hiemit der Verteidigungsminiſter Franz Udrzal 
betraut wurde, wodurch wieder einmal ein Politiker aus 
der alten Wiener politiſchen Schule an die Spitze der 
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Regierung trat. Udrzal, der die landwirtſchaftliche Abteilung 
der Univerſität in Halle a. d. Saale beſuchte und als 
Landwirt in der deutſchen Steiermark praktizierte, gehörte 
ſeit 1897 dem Wiener Reichsrate an, zuerſt als Jung⸗ 
tſcheche, dann als Mitglied der tſchechiſchen Agrarpartei; 
er war Mitglied des öſterreichiſchen Wehrausſchuſſes, be⸗ 
mühte ſich eifrig um das Zuſtandekommen der Wehrreform 
von 1912 und hat auch in den Delegationen regelmäßig 
über Militärangelegenheiten geſprochen. Während des Krie⸗ 
ges ſchien er Vertreter der tſchechiſch⸗opportuniſtiſchen Politik 
der Richtung Tobolkas zu ſein, war aber in Wirklichkeit ein 
eifriges Mitglied der Maffia. Bisher war er in den Prager 
Regierungen dreimal Miniſter für Nationalverteidigung. Er 
iſt ein Mann des Militarismus, denkt durchaus mili⸗ 
täriſch und ſteht völlig auf dem Standpunkte eines ſtarken, 
ſchlagfertigen Heeres. Die weniger Klugen läßt er aus⸗ 
ſprechen, daß der Feind „im Norden“ und in Ungarn ſtehe 
und arbeitet ſelbſt unverdroſſen weiter; ſtark hält er ſich 
an das franzößiſche Vorbild und hat ſehr innige Be⸗ 
ziehungen zu der franzöſiſchen Militärmiſſion. Als ſtell⸗ 
vertretender Erſtminiſter wird er ſicherlich ſo manche, ſchon 
vorbereitete Pläne, wie die militäriſche Ausbildung der 
Jugend und Erhöhung des ſtaatlichen Heeresaufwandes 
durchzuſetzen verſuchen. Eine Aenderung des ganzen Syſtems 
zu ihren Gunſten haben auch von ihm die Sudetendeutſchen 
nicht zu erwarten. Am 14. Februar gab er im Prager 
Parlament eine kurze, ziemlich nichtsſagende Regierungs⸗ 
erklärung ab, in der er weder die nationalen noch ſozialen 
Fragen anſchnitt, auch von der Schulautonomie nichts 
ſprach, aber erklärte, daß „das große Werk der Boden⸗ 
reform im Intereſſe einer rationalen Wirtſchaft auf dem 
beſchlagnahmten Boden, beſonders dem der Wälder, mit 
möglichſter Beſchleunigung zu Ende Went werden müſſe“ 
und ſich mit der Entwicklung der Wehrmacht beſchäf⸗ 
tigte; die Tſchechoſlowakei werde bei der Bereitwilligkeit 
hinlängliche materielle Opfer zu bringen, in kurzer Zeit 
eine Armee beſitzen, die ihr eine volle Garantie der Sicher⸗ 
heit nach allen Seiten ſein werde. 


Eine engliſche Stimme über die Tſchechoſlowakei. In der 
Londoner konſervativen politiſchen Wochenſchrift „Spec⸗ 
tator“ findet ſich unter der Ueberſchrift „Die Aufgaben 
der Tſchechen“ ein Aufſatz, der der Tſchechoſlowakei 
ihre Zukunft einzig und allein als Kern eines neuen Bundes⸗ 
ſtaates, „eines neuen, beſſeren Oeſterveich“, vorausſagt. Die 
Tatkraft des Dr. Beneſch, fo heißt es in dem Aufſatz unter 
anderem, hat den Idealismus Dr. Maſaryks in die Tat 
verwandelt. Die Tſchechoſlowakei, ein ſo ſchwerfälliges und 
irrationales Gebilde wie ihr Name, ein Gemiſch von Stäm⸗ 
men ohne jede verſöhnende Idee, mit einer ſtrategiſch un⸗ 
möglichen Grenze, hat ſich bisher am Leben erhalten! Aber 
die Tſchechoſlowakei kann nicht ruhig bleiben. Die geringfte 
Stockung, die geringſte Lähmung der dämoniſchen Energie, 
die ſie auf dem Weg des Fortſchritts weitertreibt, würden 
den gebrechlichen Moſaikbau auseinanderfallen 
laſſen. Ein Krieg würde ſie vollſtändig zer⸗ 
trümmern. Unter ihrer vielſprachigen Bevölkerung ziehen 
alte Loyalitäten und neue Aſpirationen nach allen Rich⸗ 
tungen. Die Tſchechoſlowakei muß auf ein Ziel zuſtreben, 
und dieſes Ziel dürfte im Geiſt des Dr. Beneſch bereits 
beſtimmte Formen angenommen haben — wenn das Volk 
ſich groß genug zeigt, wird dieſes Ziel erreicht werden —, 
aber das Land muß gegen Ideen und Elemente kämpfen, 
die es nach einer anderen Richtung ziehen. Die Tſchecho⸗ 
ſlowakei kann nicht vom Nationalismus 
leben. Das iſt in einem Land ſo vieler Völker unmöglich. 
Wenn ſie dies verſucht, wird ſie nicht nur ſich ſelbſt 
erſchlagen, ſondern den europäiſchen Frieden in ihren Zu⸗ 
ſammenbruch hineinreißen. Wenn ihr Entſtehen als ein 


Stück Gegenwart bezeichnet wurde, dann kann ihr Beſtehen 
Verderb oder Heil Mitteleuropas werden. Die Tſchecho⸗ 
flowakei wird wahrſcheinlich als neues und beſſeres Oeſter⸗ 
reich enden. Die Teile, aus denen ſich das alte Reich. 
zuſammenſetzte, werden mit der Zeit gezwungen ſein, ſich 
wieder zuſammenzufinden, und es werden die Tſchechen 
ſein, um die fie ſich gruppieren, denn die Tſchechen — 
oder zwei von ihnen — waren das einzige Volk in Mittel⸗ 
europa mit genügender Umſicht, das Weſen des föderalen 
Ideals zu erfaſſen. Die Konzeption, die kein Habsburger 
auf der Höhe ſeines Ruhmes ſchaffen konnte, hat in einigen 
wenigen Gehirnen in Prag Geſtalt angenommen. Wird es 
gelingen? Die Sorge um die Sicherheit hat die junge 
Republik in Bündniſſe mit veralteten Balkantyranneien 
getrieben und Weſteuropa iſt geneigt, ſie nach ihren Freun⸗ 
den zu beurteilen. Die Furcht hat ſie gezwungen, 
eine ſchwerfällige Armee aufrechtzuerhalten, 
welche die franzöſiſchen Militariſten als ihr 
Werkzeug in ihrem Kriegsſpiel gegen Deutſch 
land anſehen. Die tſchechiſchen Nationaliſten find ent- 
ſetzt, ſo ſchließen die Gedankengänge des Aufſatzes, von einer 
Staatsauffaſſung, die ihr eigenes Volk in die Minderheit 
bringen würde. Aber eines Tages werden ſie ſich vielleicht 
deſſen bewußt werden, daß der Nationalismus das Ver⸗ 
derben der Tſchechoſlowakei bedeutet und daß er im neuen 
Europa für die Entwicklung des tſchechiſchen nationalen 
Geiſtes, der ſo lange dumm unterdrückt wurde, nicht not⸗ 
wendig iſt. Welche Form auch der neue Staat haben möge, 
ſeine Inſpiration wird tſchechiſch und nicht deutſch ſein. 
Das iſt die Endaufgabe der Tſchechen, und wenn ſie ſich 
ihrer gewachſen zeigen, iſt der Triumph des Völkerbundes 
geſichert. Der Londoner Vertreter der „Lidové Noviny“, 
die dieſen Aufſatz wiedergegeben, bemerkt dazu: Die hier 
ausgedrückten Gedanken ſehen auf den erſten Blick kühn aus. 
Aber was zum erſtenmal oder faſt zum erſtenmal geſagt 
wird, ſieht immer verwegen aus. In der Tſchechoſlowakei 
wird manches davon gefallen, manches nicht, aber auf jeden 
Fall werden wir Dinge derartigen Inhalts in der Zukunft 
öfter hören und leſen, und es iſt daher notwendig, ſie 
leidenſchaftslos durchzudenken und dazu einen unzwei⸗ 
deutigen, unwandelbaren Standpunkt einzunehmen. 


Ein neues deutſch geſchriebenes Tſchechenblatt in Wien. 
Dem Herrn Außenminiſter Dr. Beneſch genügt es nicht, 
daß ihm in Wien die Blätter des Vernay⸗Verlages, der 
mit dem Prager Orbis⸗Verlag in innigſter Verbindung 
ſteht, nämlich „Der Tag“, „Der Morgen“ und „Die 
Stunde“, als Sprachrohre ſeiner deutſchfeindlichen Politik 
zur Verfügung ftehen. Er hat ſich nun auch eine Zeitſchrift 
gegründet, die Ende Jänner zum erſtenmal erſchien und 
den Namen führt „Der Nachbar, Blätter zur Förderung 
der Kulturgemeinſchaft und Völkerverſtändigung“. Dieſe Zeit⸗ 
ſchrift, die nach der Ankündigung der erſten Folge all⸗ 
monatlich erſcheinen ſoll, wird in der Wiener tſchechiſchen 
Druck⸗ und Verlagsanſtalt Melantrich hergeſtellt, als ihr 
Herausgeber, Verleger, Eigentümer und verantwortlicher 
Redakteur erſcheint ein Dr. Heinrich Herbatſchek, Wien, 
1. Bez., Roſenburſenſtraße 2. Dieſer Dr. Herbatſchek ſtammt 
aus der Judengemeinde von Kremſier in Mähren, iſt 
Rechtsanwalt in Wien und hat aus ſeiner tſchechenfreund⸗ 
lichen Einſtellung niemals ein Hehl gemacht. In weſſen 
Dienſten dieſe Zeitſchrift tätig iſt und von wem die Geld⸗ 
mittel ſtammen, erſieht man zur Genüge aus dem erſten 
Heft, ſowohl aus deſſen Aufſätzen wie den Ankündigungen 
und der geradezu abſtoßenden Verhimmlichung des Präſi⸗ 
denten Maſaryk. Die deutſche Oeffentlichkeit wird hoffent⸗ 
lich dieſes Preſſeerzeugnis in gebührender Weiſe werten. 

Sudetendeutſche in der Fremde. Am 15. Februar wurde 
der Dichter Franz Herold 75 Jahre alt. Dr. Franz 


Herold wurde am 15. Februar 1854 in Böhmiſch-Leipa 
eboren, ſtudierte in Prag und war dann Mittelſchullehrer 
ür Erdkunde, Geſchichte und Deutſch in Budweis, Kremſier, 
Prag und Wien (am Akademiſchen Gymnaſium 1895 — 1908). 
Seither lebt er in Wien im Ruheſtand. Aber Muße gönnt 
er ſich bis heute nicht. Sein Wandertrieb und ſeine deutſche 
Sehnſucht führten ihn ſchon während ſeiner Dienſtzeit und 
vollends nach der Befreiung von den amtlichen Feſſeln durch 
Europa bis nach Aſien und Afrika. Sein Innerſtes hängt 
an der deutſchen Heimat. Nicht viele haben den deutſchen 
Wald jo volltönend und dabei ſo ſchlicht-volkstümlich be⸗ 
ſungen wie er. Sein Geiſt jedoch hat auf ſeinen Reiſen 
den hohen Standpunkt und die Weite des Ueberblicks 
erworben, die ihn deutſches Weſen und deutſchen Wert 
erſt recht verſtehen ließen, indem ſie zugleich ſeine un⸗ 
beſtechliche Hellſichtigkeit für deutſche Schwächen und Uebel 
ſteigerten. Seine „Reiſebilder“ ſind fo anſchaulich, jo auf- 
ſchlußreich und ſo bedeutend geſchrieben, wie ſehr wenig 
aus dieſem Gebiet. Seine Gedichte aber ſind ein ſtattliches 
Lebenswerk, aus dem die ewige Dreifaltigkeit der deutſchen 
Seele herzbewegend zu uns ſpricht: deutſches Gemüt, deutſche 
Weisheit und Bekennermut. Herolds Bücher ſind vom öſter⸗ 
reichiſchen Bundesverlag, der ſich in verdienſtlicher Weiſe 
des Dichters angenommen hat, zu beziehen. 
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Böhmerwald. 


Bei der Wahl in die Bezirksvertretung in Prachatitz wurden 
zehn Deutſche, darunter ein Kommuniſt, und zehn Tſchechen, darunter 
auch ein Kommuniſt, gewählt. Nun erfolgte die Ernennung der 
Fachleute und es wurden nach dem Schlüſſel der „Gleichberechtigung“ 
ſieben Tſchechen und drei Deutſche ernannt, ſo daß nun in der 
Bezirksvertretung 17 Tſchechen und 13 Deutſche ſitzen. Bei der Wahl 
wurden 14.629 Deutſche und 14.856 tſchechiſche Stimmen abgegeben, 
ſo daß alſo von den zehn Fachleuten 5 Deutſche und 5 Tſchechen 
hätten ernannt werden müſſen und in der Bezirksvertretung fünfzehn 
Tſchechen ebenſoviel Deutſche gegenüberſtehen würden. Am 
3. Februar 1929 jährte ſich der hundertſte Todestag des berühmten 
Böhmerwäldler Glasfabrikanten Joſef Meyr, des erſten Fabrikanten 
Böhmens, der das engliſche Schleifglas auf einen hohen Grad 
der Vollkommenheit brachte und die Glashütte „Adolf“ in Winter⸗ 
berg im Böhmerwald, benannt nach dem damaligen Prinzen Adolf 
zu Schwarzenberg, gründete, welche nun einen Weltruf genießt. 
Bei dieſer Gelegenheit verdient auch ein zweiter berühmter Glas- 
hüttenmeiſter eine kurze Erinnerung, und zwar Michael Millner 
(auch Müllner oder Müller geſchrieben), geſtorben am 28. Jänner 
1709. Michael Millner, von der nach ihm genannten einſtigen 
„Michelhütte“, ſpätere Holzhauerſiedlung Helmbach bei Winter- 
berg, hatte im Jahre 1683 das ſogenannte Rubin⸗ und Kreide⸗ 
glas erfunden, dem die heimiſche Glasinduſtrie bedeutenden Auf⸗ 
ſchwung verdankte. — Das Bodenamt übernahm den Urwald am 
Kubany aus dem Schwarzenbergſchen Beſitz in ſtaatliche Ver⸗ 
waltung. Dem Anſuchen der Stadt Prachatitz um Zuteilung wurde 
nicht ſtattgegeben. Es ſollen Beratungen in der Richtung der Um⸗ 
wandlung dieſes Waldbejiges in einen Nationalpark gepflogen werden. 
— Die Bezirksvertretung von Kaplitz beſteht aus 22 deutſchen 
und 2 tſchechiſchen Vertretern. — Der Budweiſer Bezirksvertretung 
gehören vier deutſche Mitglieder an. In die Bezirksvertretung 
von Schüttenhofen wurde für den tſchechiſchen Böhmerwaldbund der 
tſchechiſche Pfarrer von Albrechtsried Anton Jarolimek ernannt. 
Die Verdienſte des Pfarrers beſtehen vor allem darin, daß er an 
der Tſchechiſierung der bis zum Mai v. J. deutſchen Gemeinde 
Albrechtsried großen Anteil hat. Ihm iſt es zu danken, daß der 
Ort nun eine in der Mehrheit tſchechiſche Gemeindevertretung hat 
und er ſuchte mit allen Mitteln den Bau einer Kulturverbandsſchule 
zu verhindern, nachdem die früher beſtandene zweiklaſſige deutſche 
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Schule aufgetaſſen worden war. Es iſt daher nicht verwunderlich, 
daß die Deutſchen dieſer Tſchechiſierungsarbeit nicht mehr zuſehen 
wollen und vom Budweiſer Konſiſtorium feine Abberufung fordern. 
— An ſſchechiſchen Minderheitsſchulen beſtehen derzeit in Süd⸗ 
böhmen: im Bezirke Taus in 10 Orten mit 12 Klaſſen, im 
Bezirke Krakau in 8 Orten mit 18 Klaſſen, im Bezirke Schütten⸗ 
hofen in 14 Orten mit 16 Klaſſen (die tſchechiſche Schule in 
Annatal und die in Glaſerwald wird von je 8, die in Hurkental 
von 7, die in Lanpendorf von 9 Kindern beſucht), im Bezirke 
Prachatitz in 13 Orten mit 36 Klaſſen, im Bezirke Krummau 
in 13 Orten mit 31 Klaſſen, im Bezirke Budweis in 16 Orten 
mit 37 Klaſſen, im Bezirke Kaplitz in 15 Orten mit 36 Klaſſen, 
im Bezirke Wittingau in 12 Orten mit 55 Klaſſen und im Bezirke 
Neuhaus in 18 Orten mit 25 Klaſſen. — Bei Oberſchlag 
im Bezirke Prachatitz iſt ein Mädchen aus dem Ortsteile Budin 
auf dem Heimwege von der Schule erfroren. Die Schuld an dem 
Tod des Schulkindes tragen die Schulbehörden, welche die geradezu 
unerhörten Schulverhältniſſe in Oberſchlag ſtillſchweigend dulden und 
uichts zu deren Behebung unternehmen. Der Ort Oberſchlag beſteht 
aus einigen zerſtreut liegenden Ortsteilen. Die Mutterſchule iſt 
in Schneiderſchlag. Seit dem Jahre 1914 beſteht eine Schulexpoſitur 
in Oberſchlag, die aber kein eigenes Schulgebäude beſitzt, ſondern 
abwechſelnd in einer Bauernſtube untergebracht iſt. Derzeit zählt 
die Schule 58 Kinder, die in einer Stube ſitzen, die 5 Meter 
lang, 5 Meter breit und 2.3 Meter hoch iſt. In dieſer Stube ſteht 
außerdem ein Herdofen und ein Backofen, die auch noch einen 
größeren Raum wegnehmen. In dieſem Raume ſitzen die 19 Schüler 
des erſten Jahrganges in zwei Bänken, während die übrigen Schüler 
auf vier Bänke verteilt ſind. Für einige wenige tſchechiſche Kinder 
werden im rein deutſchen Gebiet Schulpaläſte überflüſſigerweiſe 
erbaut, für 58 deutſche Kinder aber muß eine kleine Bauernſtube 
die Schule bilden. Hier bleiben die Schüler einzelner Ortsteile über 
Mittag ohne warmes Eſſen, ſitzen durchſchnittlich ſechs Tagesſtunden 
in ſo qualvollen Verhältniſſen und treten um 4 Uhr mit erſchlafftem 
Körper, hungrigem Magen und ermatteten Gliedern den weiten 
beſchwerlichen Heimweg an. Kein Wunder, wenn eines der Kleinen 
vor Mattigkeit in den Schneeverwehungen liegen bleibt und ein 
ſo tragiſches Ende findet. 
Deutſchböhmen. 

Je mehr Ernennungen in die einzelnen Bezirksvertretungen erfolgen, 
deſto deutlicher wird es, daß die Deutſchen faſt überall ſchwer benach⸗ 
teiligt und die Parteien der deutſchen Oppoſition, beſonders National- 
partei und Nationalſozialiſten bei den Ernennungen in den meiiten 


Bezirken einfach übergangen wurden. Die Bezirksvertretung 
Schüttenhofen beſteht aus 16 gewählten und 8 ernannten, 
zuſammen 24 Mitgliedern. Von dieſen ſind 7 Deutſche und 


17 Tſchechen. Nach dem Nationalitätenverhältnis im Schüttenhofener 
Bezirke, 39.04 v. H. Deutſche und 60.96 v. H. Tſchechen, würden 
den Deutſchen 9 Mitglieder von 24 der Bezirks vertretung gebühren, 
ſo daß alſo die Deutſchen um 2 Mitglieder zu wenig beſitzen. 
— Die Wahlen der Bezirksvertretung von Dux hatten 5 Tſchechen 
und 12 Deutſche ergeben, die Ernennungen brachten aber 6 Tſchechen 
und nur 4 Deutſche in die Bezirksvertretung, wobei die Kom- 
muniſten nicht berückſichtigt erſcheinen. Die Tſchechen haben alſo 
mehr Ernannte als Gewählte, die Deutſchen gegenüber den Gewählten 
nur ein Drittel Ernannte. Die rund 2000 für den Deutſchen Volks⸗ 
verband abgegebenen Stimmen und die mehr als 6000 Stimmen 
der Deutſchen Nationalſozialiſten wurden bei der Ernennung einfach 
übergangen. In der Bezirksvertretung ſtehen nun 16 Deutſchen 
14 Tſchechen gegenüber. — In die Bezirksvertretung von Teplitz⸗ 
Schönau wurden 18 Deutſche, 3 Tſchechen und 3 Kommuniſten 
gewählt, ernannt wurden 7 Deutſche und 5 Tſchechen; die deutſchen 
Nationalſozialiſten mit 6083 und die deutſche Nationalpartei mit 
5376 Stimmen blieben bei der Ernennung unberückſichtigt. Die Be⸗ 
zirksvertretung von Tetſchen beſteht neben ven Kommuniſten aus 
32 Deutſchen, davon 22 Gewählten, 10 Ernannten, und aus zwei 
ernannten Tſchechen; die deutſchen Regierungsparteien, die bei der 
Wahl am 2. Dezember 1928 zuſammen nur 6 Mandate erringen 
konnten, haben durch die Ernennung noch 5 Mandate dazuerhalten, 
Nationalpartei und Nationalſozialiſten, die bei der Wahl je drei 
Mandate erworben hatten, gingen bei der Ernennung leer aus. 

Bei den Bezirksvertretungswahlen erhielten die deutſchen Par- 
teien im Gablonzer politiſchen Bezirke insgeſamt 37.186 Stimmen, 
die Kommuniſten (Deutſche und Tſchechen) 10.567 und die drei 
tſchechiſchen Parteien insgeſamt 6704 Stimmen. Schlüſſelmäßig be⸗ 
rechnet hätten alſo auf die deutſchen Parteien 7, auf die Kommuniſten 2 
und auf die Tſchechen 1 Mandat bei den Ernennungen entfallen 
müſſen. Oder wenn man von den Kommuniſten 25 bis 30 v. 9. 
(hochgerechnet) den Tſchechen, die übrigen Kommuniſten den deutſchen 
Parteien zuzählt, ſo hätten die Deutſchen auf 8, die Tſchechen nicht 
einmal auf 2 Mandate Anſpruch; ernannt aber wurden 6 Deutſche 
und 4 Tſchechen. — In die Bezirksvertretung von Leitmeritz 
wurden 13 Deutſche, 5 Tſchechen und 2 Kommuniſten gewählt, 
ernannt wurden 6 Deutſche und 4 Tſchechen. — Durch die Wahl 
kamen in die Bezirksvertretung von Trauten au 15 Deutſche, 


4 Tſchechen, I Kommuniſt, durch die Ernennungen (ſtatt 8 Deutſchen 
und 2 Tſchechen) nur 6 Deutſche und 4 Tſchechen. In einer 
außer ordentlichen Gemeinbevertreterjigung in Eger kam die Amts- 
verzichtleiſtung des Bürgermeiſters Hans Schneider zur Beratung 
und Beſchlußfaſſung. Da Schneider erklärt hatte, ſeinen Schritt 
unter keinen Umſtänden zu widerrufen, erfolgte die Genehmigung 
des Rücktrittes nahezu einſtimmig. Die Neuwahlen finden am 
17. März ſtatt. Im hohen Alter von 82 Jahren iſt in 
Saaz der frühere langjährige Bezirksobmann Dr. Franz Bernt, 
emer. Advokat in Saaz, geſtorben. Dr. Bernt hat in Saaz jahr- 
zehntelang eine große Rolle geſpielt. — Am 11. Februar iſt in Prag 
im 80. Lebensjahre Hofrat Dr. Max Grünert, Profeſſor der 
orientaliſchen Sprachen an der deutſchen Univerſität, geboren in 
Brüx, geſtorben. Mit ihm verliert die Wiſſenſchaft, die Hochſchule 
und das deutſche Prag eine markante Perſönlichkeit, einen Gelehrten 
typus, der allmählich verſchwindet, in dem ſich großes Wiſſen mit 
aufrechter und freiheitlicher Geſinnung verbanden. Hofrat Dr. Grünert 
zählte zu den namhafteſten Orientaliſten der letzten Jahrzehnte. 

Die Gemeindeverwaltungskommiſſion von Romotau wurde durch die 
Bezirksbehörde aufgelöſt, weil die Mehrheit gegen das Erfordernis 
für den Bau eines neuen ſtaatlichen Verwaltungsgebäudes geſtimmt 
hatte. Gegen dieſen Bau ſtimmten unter anderen die deutſche National- 
partei, die deutſchen Nationalſozialiſten und die Kommuniſten als 
Demonſtration dagegen, daß von dieſen Parteien niemand in die 
Bezirksvertretung ernannt worden war. Hierauf hat der Bezirkshaupt⸗ 
mann Wagner, alſo nicht die politiſche Landes verwaltung, die Ge⸗ 
meindeverwaltungskommiſſion aufgelöſt und als Regierungskommiſſär 
den Oberlandesgerichtsrat i. R. Karl Junkmann eingeſetzt. Eine 
große Proteſtverſammlung der Bevölkerung am 10. Februar wurde 
während der Rede des Altbürgermeiſters Dr. Storch aufgelöſt und 
der Verſammlungsſaal durch Gendarmen geräumt. In Tepl 
ſtarb der weit über ſeinen Wirkungskreis hinaus als Heimatfreund 
bekannte Oberlehrer i. R. Herr Franz Klement im 88. Jahre 
ſeines außerordentlich reich betätigten Lebens. Klement war 45 Jahre 
Lehrer. Er iſt bekannt durch ſeine heimatſchriftſtelleriſche Tätigkeit. 
1884 gab er „Die Heimatkunde des politiſchen Bezirkes Tepl⸗Weſeritz“ 
mit Karte heraus; ſchrieb unter vielem anderen das humorvolle 
Werkchen vom zweiten Hockewanzel der Tepler Gegend, gab Blinden- 
und Taubſtummenunterricht; ebenſo unterrichtete er ſchwachſinnige 
Kinder mit Erfolg. Allgemein beliebt, entfaltete er eine nie raſtende 
Tätigkeit auf dem Gebiete der Heimatliebe. — Nach wochenlanger 
Dauer der Teplitzer Bürgermeiſterkriſe hat am 1. Februar 
das Stadtverordnetenkollegium mit 25 gegen 13 Stimmen den 
Antrag der deutſchen Sozialdemokraten angenommen, an den Landes- 
verwaltungsausſchuß das Anſuchen um Auflöſung der Stadtvertretung 
zu ſtellen. Es ſoll gleichzeitig die Einſetzung einer Verwaltungs⸗ 
kommiſſion, beſtehend aus dem bisherigen Stadtrat mit Steuer⸗ 
direktor Hirſch (bisher Bürgermeiſter) geſtellt werden. Weiters ſoll 
die Ausſchreibung der Neuwahl 10 den 3. März verlangt werden. 
Bürgermeiſter Hirſch hat bekanntlich ſeinerzeit auf Grund des Aus- 
falles der Bezirksvertretungswahlen demiſſioniert, bei denen die 
deutſche Nationalpartei, der Hirſch angehört, große Verluſte erlitt. 
Beſtimmend waren allerdings auch die ſchweren perſönlichen Differenzen 
Hirſch' mit dem Führer der lokalen Wirtſchaftspartei geweſen. 
— In Wien iſt am 1. Februar der ehemalige böhmiſche Land- 
tags⸗ und Reichsratsabgeordnete Stephan Richter geſtorben. Ein 
gebürtiger Deutſchmährer, wurde er 1893 vom Bezirke Tetſchen 
in den böhmiſchen Landtag, 1894 in den Reichsrat gewählt; beiden 
Körperſchaften gehörte er eine Reihe von Jahren an. In verdienſt⸗ 
voller Weiſe wirkte er ſeinerzeit auch im Deutſchen landwirtſchaft⸗ 
lichen Zentralverband in Prag und redigierte den „Deutſchen Land⸗ 
wirt“. Nach ſeinem Ausſcheiden aus dem Parlamente betätigte er 
ſich in Wien publiziſtiſch; in den letzten Jahren war er Vize⸗ 
präjident der Wiener demokratiſchen Mittelpartei. Der deutſche 
Juriſtentag, der zu Pfingſten in Teplitz⸗ Schönau abgehalten 
wird, kann auf das allgemeine Intereſſe aller Kreiſe der Bevölkerung 
Anſpruch erheben. Die hervorragendſten Juriſten werden über Themen 
verhandeln, die gerade jetzt von hervorragender Wichtigkeit ſind 
und werden dem Orte ihrer Beratungen eine Bedeutung verleihen, 
die von Dauer ſein wird. — Eine Verſammlung der Kameradſchaft 
des ehemaligen Landwehr⸗Infanterie-Regimentes Leitmeritz Nr. 

hat beſchloſſen, in Leitmeritz, dem damaligen Standorte dieſes 
Regiments, ſeinen gefallenen Helden zum immerwährenden Gedenken 
ein Denkmal zu ſetzen. Als Modell wurde jenes gewählt, das ſchon 
im Jahre 1916 auf der Kowlihöhe bei Czartoriſt in Wolhynien. 
zur Aufſtellung gelangte. Dieſes ſoll nun naturgetreu in der Heimat 
nachgebildet und in Leitmeritz auf der Freiheitshöhe aufgeſtellt 
werden. — Daß viele tſchechiſche Minderheitsſchulen wirklich über⸗ 
flüſſig ſind, beweiſen ihre geringen Schülerzahlen. So wird, wenn 
wir nur die Verhältniſſe im Tetſchner Bezirke ins Auge faſſen, 
die Minderheitsſchule in Tyſſa von 2, in Eulau von 4, in Topkowitz 
von 5 tſchechiſchen Kindern beſucht. Alle Minderheitsſchulen leiden 
außer an der Schülerzahl ſonſt an nichts Mangel. Ihre Ausſtattung 
iſt zumeiſt glänzend; dafür ſorgt der Staat und die Deutſchen 
können brav beiſteuern, was wir im folgenden beweiſen wollen. 
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Der Staatsvoranſchlag für das Jahr 1929 weiſt für die Minder- 
heitsſchulen 97,610.456 K. auf, davon für den Perſonalaufwand 
87, 967.456, für die ſachlichen Behelfe 9,643.000 K., für das übrige 
Volksſchulweſen des ganzen Staates insgeſamt 237,532.456 K. Die 
Zuwendungen für das Minderheitsſchulweſen machen ſomit rund 
37 Prozent des im Staatsvoranſchlage vorgeſehenen Aufwandes 
für das Schulweſen aus. Dieſer hohe Hundertſatz zeigt deutlich die 
außerordentliche Fürſorge des Staates für das tſchechiſche Schul⸗ 
weſen im deutſchen Sprachgebiete. Bei dem Beſtande von 911 
tſchechiſchen Minderheitsſchulen mit 2181 Klaſſen entfallen ſomit 
auf eine Minderheitsſchule im Durchſchnitte 96.561 K., auf eine 
Minderheitsklaſſe 40.333 K. — Die kommuniſtiſche Ausſtandsparole 
im Reichenberger Induſtriegebiet hat verſagt. Der mit einem 
Rieſenaufwand an Druckerſchwärze und unter Verwendung der größten 
Schriftſätze propagierte Maſſenausſtand der „150.000 iſt nicht über 
einen ſchwächlichen Anfang hinausgekommen. Die Tertilarbeiter 
kehrten nach wenigen Tagen in ihre Betriebe zurück. — Für das 
Schulbedürfnis der deutſchen Bevölkerung iſt weit ſchlechter geſorgt 
als für die Tſchechen. So finden wir, daß in Reichenberg 
auf eine tſchechiſche Volksſchulklaſſe 34, auf eine deutſche hingegen mehr 
als 39 Kinder entfallen. Noch ſchlimmer iſt das Verhältnis in 
Auſſig, wo die tſchechiſchen Volksſchulklaſſen im Durchchnitt von 
31 und die deutſchen von mehr als 40 Kindern beſucht werden. 
Aehnlich liegen die Verhältniſſe in Troppau, wo der Durchſchnitt 
für die Tſchechen 32 und für die Deutſchen 41 beträgt. Am 
ſchlechteſten iſt es um das deutſche Schulweſen in Preßburg beſtellt, 
wo beinahe 55 Kinder auf eine deutſche Schulklaſſe entfallen, 
während die ſlowakiſchen Schulklaſſen bloß von 40 Kindern beſucht 
werden Am 14. Februar iſt in Davos in der Schweiz der 
Oberdirektor der Kreditanſtalt der Deutſchen in Prag, Franz Knittel, 
nach längerem ſchweren Leiden im 41. Lebensjahre verſchieden. 
Franz Knittel war 1888 in Ottendorf bei Braunau geboren, 
abſolvierte die Handelsakademie und die Handelshochſchule in Wien, 
wurde Profeſſor an der Handelsakademie in Auſſig und erwarb 
ſich große Verdienſte um die Entwicklung des Reviſionsverbandes 
der deutſchen Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaft in Auſſig. 


Sudetenland. 


Das Referat über das deutſche Volks⸗ und Bürgerſchulweſen in 
Mähren und Schleſien, das bisher in deutſchen Händen lag, 
wurde nun bei der Referatsverteilung im mähriſch⸗ſchleſiſchen Landes⸗ 
ausſchuß den deutſchen Landesausſchußmitgliedern trotz ihres Ein⸗ 
ſpruches abgenommen und unter dem Vorwande der Notwendigkeit einer 
„Vereinheitlichung der Schulverwaltung“ einem tſchechiſchen Landes⸗ 
ausſchußmitgliede, dem Naätionalſozialiſten Kopetſchek, zugewieſen 
Der Prälat und emer. Propſt von St. Mauritz in Olmütz Doktor 
Joſef Tittel iſt nach kurzem Leiden verſchieden. Sein edles priejter- 
liches Wirken, beſonders in den letzten zehn Jahren, da er als 
Propſtpfarrer von St. Mauritz dieſe Pfarre leitete, haben den 
Verblichenen nicht nur in Olmütz, ſondern auch auswärts ſehr 
populär gemacht. Infolge ſeiner andauernden Kränklichkeit trat 
er am 1. November 1928 als Propſt der Pfarrkirche zu Sankt 
Mauritz zurück. Prälat Dr. Tittel wurde am 6. Oktober 1849 
in Deutſch⸗Lodenitz geboren, erreichte demnach das 79. Lebens⸗ 
jahr. — Das größte Elektrizitätswerk in der Tſchechoſlowakei ſollte 
heuer von der Berg⸗ und Hüttengeſellſchaft in Mähriſch⸗Oſtrau, 
und zwar zwecks Lieferung von 100.000 Volt an das Elektrizitäts⸗ 
werk in Prerau errichtet werden. Aus techniſchen Gründen wurde 
dieſer Plan fallen gelaſſen und man will jetzt in der Olmützer 
Gegend das größte Elektrizitätswert errichten, das ganz Nordmähren 
mit Strom verſorgen ſoll. — In der Olmützer Bezirksvertretung 
haben die Deutſchen zwei Mandate inne, in der von Sternberg 


ſitzen 17 Deutſche und 6 Tſchechen, in der Römerſtädter haben 


die Tſchechen keinen Vertreter; in die Bezirksvertretung von Hohen⸗ 
ſtadt wurden am 2. Dezember 7 Deutſche, 8 Tſchechen und 
1 Kommuniſt gewählt. Die Tſchechen erhielten durch Ernennung 
zu den 8 Gewählten noch 6 weitere Mandate, während die Deutſchen 
zu den 7 Gewählten nur 2 Ernannte erhielten, die beide dem 
Bunde der Landwirte angehören, während die vier übrigen deutſchen 
Parteien mit 6 Gewählten leer ausgingen. Bei den Wahlen am 
2. Dezember 1928 erhielten die Tſchechen 17.914 Stimmen und 
8 Mandate, die Deutſchen 13.472 Stimmen und 7 Mandate und 
die Kommuniſten 2949 Stimmen und 1 Mandat. Es hatten daher 
die Tſchechen nur um 4442 Stimmen mehr als die Deutſchen und 
erhielten dafür 6 ernannte Mitglieder. Es entfallen alſo auf einen 
deutſchen Vertreter 1552 Stimmen, auf einen tſchechiſchen Ver⸗ 
treter nur 1279 Stimmen. In die Landskroner Bezirks⸗ 
vertretung wurden 5 Tſchechen und 3 Deutſche ernannt, ſo daß 
fie aus 9 Deutſchen und 15 Tſchechen beſteht. Bei den Bezirks⸗ 
wahlen wurden für die Hutſchiner Bezirksvertretung 8 Deutſche 
und 8 Tſchechen vom Volke gewählt. Nun aber ſind die Er⸗ 
nennungen nicht etwa auch 50 Prozent zu 50 Prozent erfolgt, 
ſondern es wurden 6 Tſchechen und 2 Deutſche ernannt, ſo daß 
die Bezirksvertretung aus 14 Tſchechen und 10 Deutſchen beſteht. 
Nach einer Zuſammenſtellung über die Auswanderung aus Mähren 


ſtellen der Zwittauer und die anderen Bezirke des Schönhengſt⸗ 
gaues die meiſten Auswanderer. Aus den genannten Bezirken ſind nach 
dem Umſturz und auch jpäter einige hundert Familien nach Oeſter⸗ 
reich und Deutſchland abgewandert. Andere Auswanderer zogen 
nach Rußland, wo in der Ukraine vor nunmehr ſchon 79 Jahren. 
die erſte aus vier Dörfern beſtehende Schönhengſtgauer Kolonie 
gegründet wurde. Es gibt im Schönhengſtgau auch faſt kaum ein 
Dorf, aus welchem nicht Leute nach Amerika ausgewandert wären. 
Ebenſo aber wie die Auswanderung iſt auch die Rückwanderung in 
den Schönhengſtgau am ſtärkſten. Der Boden, den die Auswanderer 
verkaufen, wird meiſt wieder von Deutſchen gekauft. Die Fälle, daß 
deutſcher Beſitz in tſchechiſche Hände übergeht, find mindeſtens ſo 
ſelten, wie der umgekehrte Fall. Die nationalen Bodenbeſitzverhält⸗ 
niſſe werden daher durch die Auswandererbewegung kaum berührt, 
eine Verſchiebung zu ungunſten der Deutſchen findet im allgemeinen 
nicht ſtatt. — Bei dem Bundestage des Sängerbundes der Sudeten⸗ 
deutſchen in Mähriſch⸗Schönberg wurden die Herren General⸗ 
muſikdirektor Robert Manzer (Karlsbad) und Oberlehrer Max Rumler 
Ueber Beſchluß der Vertreter der ſechs mähriſch⸗ſchleſiſchen Gaue 
Ueber Beſchluß der Vertreter der ſechs mähriſch⸗ſchleſiſchen Gaue, 
findet in der Zeit vom 5. bis 7. Juli 1929 m Mähriſch⸗Schön⸗ 
berg das erſte mähriſch⸗ſchleſiſche Gruppenturnfeſt, an welchem 
ſich die Turner und Turnerinnen der ſechs mähriſch⸗ſchleſiſchen Turn⸗ 
gaue beteiligen werden, ſtatt. Genau vor 20 Jahren wurde das 
13. Gauturnfeſt veranſtaltet. Damals bildeten die ſämtlichen Turn⸗ 
vereine Mährens und Schleſiens einen einzigen Gau, den mähriſch⸗ 
ſchleſiſchen Turngau. — Die tſchechiſche Koloniſationsaktion bat im 
Karpathengebiete 28 neue Ortſchaften entſtehen laſſen. In Mähren 
ſind die größten Anſiedlungen in den Bezirken Mähriſch⸗Neu⸗ 
ſtadt mit 40, Mähriſch⸗Kromau mit 31, Janoslowitz mit 46, 
Hohenſtadt mit 14, Mähriſch-Schönberg mit 16 Siedlungs- 
ſtellen. — In Oderfurt iſt im Alter von 93 Jahren der Neſtor 
der deutſchen Eiſenbahner, Franz Hanke, Lokomotivführer i. R., 
verſchieden. Franz Hanke, einer der letzten Liſſaveteranen, war weit 
über die Grenzen ſeiner Heimat bekannt und a ſich allgemeiner 
Beliebtheit. — Dem Herrn Dr. Wilhelm Liebſcher, Sektionschef 
im öſterreichiſchen Bundes miniſterium für Landwirtſchaft, wurde vom 
Bundespräſidenten das große Ehrenzeichen für Verdienſte um die 
Republik verliehen. Sektionschef Dr. Liebſcher ſtammt aus der Erb⸗ 
richterei in Seitendorf bei Fulnek. — Am Württembergiſchen 
Landestheater in Stuttgart hat Franz Konwitſchny jun. vor kurzem 
mit der Neueinſtudierung der dreiaktigen muſikaliſchen Komödie 
„Die neugierigen Frauen“ von Ermanno Wolff⸗Ferrari einen groß⸗ 
artigen Erfolg erzielt und nunmehr zum erſten Kapellmeiſter des 
Württembergiſchen Landestheaters ernannt worden. Kapellmeiſter Kon⸗ 
witſchny iſt noch als vorzüglicher Dirigent von den Aufführungen 
der Oper „Freiſchütz“ anläßlich des Kuhländler Heimatfeſtes in 
Neu⸗Titſchein in beſter Erinnerung. — Der Verein deutſcher 
Ingenieure in Troppau hat im Einvernehmen mit dem Bund 
der Deutſchen in Schleſien und dem Nordmährerbund die Errichtung 
eines nordmähriſch⸗ſchleſiſchen Heimatarchivs beſchloſſen. In dieſem 
Archiv ſoll alles, was die nordmähriſch⸗ſchleſiſche Heimat betrifft, 
zuſammengetragen werden. — Vor den Wahlen wurde den Schleſiern 
ſozuſagen als Erſatz und Entſchädigung die Schaffung einer ſchleſiſchen 
Kommiſſion mit dem Sitz in Troppau verſprochen. Bis jetzt 
iſt ſeitens der Regierung nichts geſchehen, da all die ſchönen Ver⸗ 
ſprechungen wohl nur auf einen Stimmenfang für die Regierungs⸗ 
parteien berechnet waren. In zahlreichen Gemeinden Schleſiens 
beginnt es aber ſich merklich zu rühren. So hat die Stadtgemeinde 
Tſchechiſch⸗Teſchen in einer Vollſitzung den Beſchluß zu einer 
Kundgebung gefaßt, in welcher die Landesbehörde und die Landes⸗ 
vertretung erſucht wird, daß als Sitz der eingeſetzten Kommiſſion 
für Schleſien Troppau beſtimmt wird und daß durch die Kommiſſion 
auch alle ſchleſiſchen Gemeindeangelegenheiten erledigt werden. Auch 
der Landſchaftsrat für Schleſien hat die gleiche Forderung geſtellt. 


Südmähren. 

Die Stadtvertretung Iglau iſt wieder im alten Geleiſe. Den 
Künſten Dr. Veverkas gelang es offenbar, der Kriſe Herr zu werden, 
und die Parteien wieder hinter ſich zu bekommen. Der Kaufpreis 
allerdings ſoll ſpäter bezahlt werden. An Stelle des in die Bezirks⸗ 
vertretung gewählten chriſtlichſozialen Stadtrates Korner wurde zum 
erſten Male in der Geſchichte Iglaus eine Frau, Marie Muſil, 
in die Stadtvertretung entſendet. — Die Iglauer Bezirksvertretung 
wird 5 deutſche, 17 tſchechiſche und 2 kommuniſtiſche Vertreter zählen. 
Bei der Ernennung war auch hier weder die Zahl der aufgebrachten 
Stimmen und Mandate, noch die „fachmänniſche Eignung“ ent⸗ 
ſcheidend, ſondern einzig und allein die Zugehörigkeit zu einer der 
Regierungsparteien und hier wiederum unterſchied man ſehr fein 
zwiſchen Tſchechen und Deutſchen. — Die deutſche Bevölkerung 
des Zlabingſer Gerichtsbezirkes wird in der Datſchitzer Bezirks⸗ 
vertretung, welche insgeſamt 24 Mitglieder zählt, durch drei Man⸗ 
datare vertreten ſein, und zwar durch die zwei gewählten Bezirks⸗ 
vertreter Oskar Schiller, Piesling, und Bruno Höfer, Zlabings, und 
durch den ernannten Apotheker Johann Prochaſka. — Wie aus 
Nikolsburg gemeldet wird, ſchickt die Bevölkerung der ſüd⸗ 
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mähriſchen Kroatendörfer ihre Kinder wieder in die deutſchen 
Schulen. Trotz der tſchechiſchen Bemühungen, die Kroatenkinder in den 
meiſt friſch errichteten tſchechiſchen Minderheitsſchulen zu erhalten 
und dieſe auf ſolche Art wenigſtens einigermaßen zu füllen, haben 
in der letzten Zeit zahlreiche Umſchulungen ſtattgefunden. Die Kroaten, 
die in Südmährens deutſchem Gebiete einige Sprachinſeln bilden, 
haben mit der deutſchen Bevölkerung ſtets im allerbeſten Einver⸗ 
nehmen gelebt, ein Verhältnis, das ſich auch nach dem Umſturz 
nicht geändert hat. Nach dem Geſetz können die Kroaten, da eigene 
kroatiſche Schulen nirgends beſtehen, ihre Kinder entweder in die 
tſchechiſche oder in die deutſche Schule ſchicken. Von dieſem Rechte 
der Schulwahl machen die Kroaten nunmehr Gebrauch, indem ſie 
ſich wie einſt für die deutſche Schule entſcheiden. — Das alt⸗ 
ehrwürdige Rathaus in Znaim aus dem Jahre 1448 wird aus 
Mitteln der ſtädtiſchen Sparkaſſe, die ihren 75jährigen Beſtand feiert, 
umgebaut werden. Der Umbau ſoll bis Ende 1930 fertiggeſtellt 
jein. Beſonders wertvoll iſt das alte Portal, das auch im neuen 
Gebäude erhalten bleiben ſoll. Einen ſchönen Beitrag zum 
Kapitel amtliche Volkszählung bietet die Gemeinde Frainers⸗ 
dorf. Dort wurden 1921 kaum 50 v. H. Deutſche „gezählt“, die 
Folge war, daß die Sprachinſel Frainersdorf, die ſonſt das ge⸗ 
ſchloſſene tſchechiſche Gebiet verunziert hätte, von der Sprachenkarte 
einfach verſchwand. Bei der Gemeindewahl am 2. Februar 1928 
aber gab es 210 deutſche und bloß 118 tſchechiſche Stimmen, das 
heißt 66 v. H. deutſche Stimmen und die Deutſchen haben daher 
auch 10, die Tſchechen bloß 5 Gemeindevertreter. Noch deutlicher 
aber zeigte ſich der Volkszählungsſchwindel bei den Wahlen am 
2. Dezember 1928, wo für die Landesvertretung 217 deutſche, 
68 tſchechiſche, 5 jüdiſche und kommuniſtiſche Stimmen und für 
die Bezirksvertretung 214 deutſche, 64 tſchechiſche und 6 kommuniſtiſche 
Stimmen abgegeben wurden, womit auf die Deutſchen ſogar 75 v. H., 
auf die Tſchechen bloß 23 v. H. der Stimmen entfielen. Frainers⸗ 
dorf iſt alſo heute noch ſo überwiegend deutſch wie vor dem 
Umſturz. — Im Schloß Feldsberg iſt am 11. Februar Fürſt 
Johann II. von Liechtenſtein geſtorben. Fürſt Johann Liechtenſtein 
war am 5. Oktober 1840 zu Schloß Eisgrub in Mähren — ſeit 
Jahrhunderten der Lieblingsſitz der fürſtlichen Familie — geboren 
und hatte im Jahre 1858 die Regierung übernommen. — Bürger⸗ 
meiſter Niſtler in Feldsberg hat, da er in die Bezirksvertretung 
berufen wurde, ſein Amt niedergelegt. — In der knapp an der 
öſterreichiſchen Grenze gelegenen ſüdmähriſchen Ortſchaft Ne u⸗ 
Prerau wurde bald nach dem Umſturz das deutſche Schulhaus 
für die neu errichtete tſchechiſche Minderheitsſchule requiriert. Seit⸗ 
her iſt dieſer Ort, der vorwiegend von Deutſchen, dann von ſo⸗ 
genannten Südmährerkroaten und ſchließlich von einigen wenigen 
Tſchechen bewohnt wird, ohne deutſche Schule. i ſchechiſche 
Schule hat es auf 69 Schüler gebracht, von denen 27 Deutſche, 
? Ausländer aus dem nahen Oeſterreich, der Reit zumeiſt Kroaten⸗ 
kinder und tſchechiſche Kinder in verſchwindender Anzahl find. Es 
gibt im Orte aber noch 74 Schulkinder deutſcher Eltern, die trotz 
Druck und Verlockung nicht dazu zu haben waren, ihre Kinder 
in die tſchechiſche Ortsſchule zu ſenden. Dieſe Kinder müſſen täg⸗ 
lich zweimal in Froſt und Schnee den fünf Kilometer langen Weg 
nach der nächſten deutſchen Schule in Neuſiedl zurücklegen, find 
alſo mindeſtens drei Stunden der Unbill des heurigen furchtbaren 
Winters ausgeſetzt. Die ſechs tſchechiſchen Kinder in Neuſiedl haben 
es bedeutend beſſer. Für ſie wurde ein eigener Schulpalaſt in 
dem rein deutſchen Orte erſtellt. 


aus der Bewegung \ 


N, 
Kreis Deutſchöſterreich. 
Geſchäftsſtelle: Wien, 8. Bez., Fuhrmannsgaſſe 18 a. Fernruf A⸗26⸗2⸗66 


Wien. Wiener Arbeitsgemeinſchaft. Die Wiener Gedenk- 
feier für die ſudetendeutſchen Märzgefallenen 
findet am Sonntag, 3. März, vormittags ½10 Uhr, 
im Großen Saale des Wiener Konzerthauſes, 
3. Bez., Lothringerſtraße, ſtatt. Die Vortragsfolge 
dieſer Erinnerungsfeier iſt folgende: Landsmann Profeſſor Werner 
Jellinek, Orgelvortrag; Vorſpruch von Dr. Robert Hohlbau.m, 
geſprochen von unſerem Landsmanne Herrn Otto Soltau, Mit⸗ 
glied des Deutſchen Volkstheaters; Liedervorträge des Deutſchen 
Männergeſangvereines unter Leitung ſeines Chormeiſters 
Richard Plötzeneder (Franz Schubert, Der 23. Pſalm, F. Ja⸗ 
noske, Volksgebet); Gedenkrede, gehalten von Landsmann Dir. Doktor 


= 
Richard Weinert. Teuer Männergeſangverein, Das Nieder 
ländiſche Dankgebet, bearbeitet von Kremſer. Orgelvortrag. Es iſt 


Ehrenpflicht aller Mitglieder, an dieſer Kundgebung teil- 
zunehmen. Dem ernſten Charakter der Feier entſprechend, mögen 
Beifallskundgebungen unterlaſſen werden. Am Montag, 4. März, 
vormittags ½11 Uhr, wird zum Gedenken der vor 
zehn Jahren gefallenen Sudetendeutſchen im Dom 
zu St. Stephan ein feierliches Requium von um 
ſerem Landsmanne, dem Rektor der Wiener Uni⸗ 
derjität Th. Dr. Innitzer, geleſen. Die muſikaliſche 

eitung beſorgt hiebei Landsmann Akademie⸗ 
profeſſor Domkapellmeiſter Ferdinand Habel. — 
Zweigverein „Böhmerwalogau“. Der mit jo viel Beifall aufgenom⸗ 
mene Lichtbildvortrag „Tief im Böhmerwald“ in der Wiener 
Urania wird wiederholt am 3., 9. und 17. März. — H. G. „Bu d⸗ 
weiſer Sprachinſel“. Nächſter Heimatabend, am Freitag, 
8. März, um 19 Uhr, in der Gaſtwirtſchaft Görich (vorm. Mitzko), 
1. Bez., Schottengaſſe 7, Klavier, Kegelbahn, Tanz; Beteiligung der 
Jugend ſehr erwünſcht. Gäſte ſtets willkommen. — 9.6. „Kap Lip“. 
Zum erſtenmal im Heimatbund Lichtbildvortrag „Das Böhmerwald⸗ 
paſſionsſpiel in Höritz“ vom Bürgerſchuldirektor Hans Irſiegler, mit 
den Einlagen: „Das Hirtenſpiel“ und „Pilger und Schäfer“ am 
Sonntag, 10. März, im Vereinsheim „Goldenes Sieb“, 4. Bez., 
Paniglgaſſe 17, am Vorleſetiſch A. Lorenz; Beginn 19 Uhr. — 
H.⸗G. „Krumau“. Heimatabend jeden zweiten Sonntag im Monat 
bei Schorn, 6. Bez., Kapiſtrangaſſe 12. — H.⸗G. „Prachatitz“. 
Nächſter Heimatabend am Sonntag, 10. März, bei Schorn, 6. Bez., 
Kapiſtrangaſſe 12. — Zweigverein „Deutſchböhmen“. 9-6. „Eger⸗ 
land“. Der bisherige Verein der Graslitzer hat ſich an die 
Heimatgruppe angeſchroſſen, die nunmehr den Namen führt 9.-©. 
„Egerland⸗Graslitz“. Dieſe veranſtaltet am Sonnabend, 
23. März, in den „Drei⸗Engel⸗Sälen“, 4. Bez., Große Neugaſſe 36, 
einen Unterhaltungsabend mit gediegener und reichhaltiger Vor- 
tragsordnung; Karten im Vorverkauf 1.50 8, am Abend 2 8. 
Landsleute, fördert die junge H.-G. durch regen Beſuch. — H. G. 
„Kaaden und Umgebung“. Jeden erſten Sonnabend im Monat 
Heimatabend im Vereinsheim Pohl, 9. Bez., Währingerſtraße 67. 
— H.⸗G. „Leipa und Umgebung“. Jeden erſten Freitag im 
Monat Familienabend, jeden anderen Freitag Zuſammenkunft im 
Vereinsheim „Goldener Hecht“, 4. Bez., Waaggaſſe 5. — Trau⸗ 
tenauer Landsmannſchaft „Rieſengebirge“. Heimat⸗ 
abend an jedem zweiten Dienstag im Monat, alſo am 12. März 
und 9. April. — Zweigverein „Sudetenland“. H.⸗G. „Sprach⸗ 
inſel Deutſch⸗Brodek⸗Wachtl“. Nächſter Heimatabend am 
Sonnabend, 23. März, 19.30 Uhr, im Saale des „Goldenen Hirſchen “, 
8. Bez., Alſerſtraße. — 9-6. „Römerſtadt“. Nächſter Heimat⸗ 
abend am Sonnabend, 9. März, bei Nagl, 4. Bez., Argentinier⸗ 
ſtraße 8. — H.⸗G. „Oſtſchleſier“. Heimatabende jeden zweiten 
Dienstag im Monat in der Zipfer Bierhalle, 1. Bez., Wollzeile 15. 
Sonnabend, 6. April, im Saale „Zum wilden Mann“, 18. Bez., 
Währingerſtraße, Feier des 2öjährigen Beſtandes der Heimatgruppe 
(vorm. Nordmarkortsgruppe „Oſtſchleſien“), worauf ſchon heute die 
Mitglieder und die übrigen Heimatgruppen aufmerkſam gemacht 
werden. — Zweigberein „Südmährerbund“. Sonntag, 10. März, 
9. Südmährerkränzchen aller Heimatgruppen beim „Grünen Tor“, 
8. Bez., Lerchenfelderſtraße 14; Karten bei den Ausſchußmitgliedern 
der Heimatgruppen. — H.⸗G. „Auſpitz und Umgebu ng“. 
Sonntag, 24. März, Heimatabend mit Lichtbildvortrag über 
Sudetendeutſchland bei der „Alten Elſter“, 9. Bez., Alſerſtraße 22. 
— H.⸗G. „Nikolsburg und Umgebung“. Sonntag, 3. März, 
19 Uhr, Jahreshauptverſammlung und Heimatabend mit Vorträgen 
in der Gaſtwirtſchaft „Deutſche Wacht“ (Speiſeſaal), 8. Bez., Fuhr⸗ 
mannsgaſſe 18 a. Jeden zweiten Dienstag im Monat zwangloſe Zu⸗ 
ſammenkunft in der Gaſtwirſchaft Heinz, 17. Bez., Hernalſergürtel 47. 
— H.⸗G. „Zlabings und umgebung“. Bei der Hauptver⸗ 
ſammlung wurde die alte Vereinsleitung mit dem Obmann Karl 
Hunger wiedergewählt. Sonntag, 10. März, Teilnahme am Süd⸗ 
mährerkränzchen im „Grünen Tor“. Sonntag, 17. März, um 19 Uhr, 
im Vereinsheim „Stadt Bamberg“, 15. Bez., Mariahilferſtraße 167, 
Heimatabend mit Vorträgen. 

Niederöſterreich. In den erſten Märztagen finden Gedenk⸗ 
ferern für die ſudetendeutſchen Märzgefallenen ſtatt: in Wiener⸗ 
Neuſtadt, Lieſing, Kloſterneuburg, Laa an der 
Thaya, St. Pölten, Krems, Waidhofen an der Ybbs, 
Neunkirchen, Hadersdorf⸗Weidlingau, Schrems, 
Waidhofen an der Thaya. — Gloggnitz. Unſere Zweigſtelle 
erlitt einen außerordentlich ſchweren Verluſt: Am 28. Jänner ſtarb 
plötzlich Herr Landsmann Edmund Chriſtof, Gründer und lang⸗ 
jähriger Obmann der Zweigſtelle. Dem treuen Landsmanne widmeten 
am Grabe im Namen der Kreisleitung Landsmann Flor aus Wiener⸗ 
Neuſtadt und im Namen der Zweigſtelle Landsmann Apotheker 
Sommerfeld Worte des Gedenkens und des Abſchiedes. — Horn. 
Sonnabend, den 2. März, Hauptverſammlung der Zweigſtelle. — 
Korneuburg. Sonnabend, 9. März, um 19.30 Uhr, im Gaſthauſe 
Nöhammer, Bahnhofſtraße, Hauptverſammlung, anſchließend Gedenk⸗ 
feier für unſere Märzgefalkenen. — Krems. Gedenkfeier für unſere 
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Märzgeſallenen am Sonntag, 10. März, nachmittags. — Lieſing. 
Die Gedenkfeier findet vorausſichtlich am 10. März ſtatt. Im März 
Heimatabend in Atzgersdorf, wozu noch perſönliche Einladungen 
ergehen. — Mödling. Bei der gutbeſuchten Hauptverſammlung am 
16. Februar, Neuwahl der Leitung. — Poysdorf. Sonntag, 10. März, 
Gedenkfeier für die Märzgefallenen; die Gedenkrede hält Landsmann 
Lehrer Thiel. Bei der Hauptverſammlung am 17. Februar ſprach 
Geſchäftsführer Dr. Maſchke. — Wiener-Neujtadt. Am 1. Februar 
ſtarb nach kurzem Leiden im 28. Lebensjahr Landsmann Otto Lahr, 
Mitglied unſerer Zweigvereinsleitung. Ehre ſeinem Andenken! Sonn⸗ 
10 16. März, im Brauhaus großer Unterhaltungsabend mit 
Tanz. 

Oberöſterreich und Salzburg. Gedenkfeiern für unſere 
ſudetendeutſchen Märzgefallenen finden in den erſten Märztagen, 
ſoweit bisher gemeldet, ftatt: in Engelhartszell, Linz, 
Lambach, Salzburg, Wels. — Salzburg (Stadt). Sonn⸗ 
abend, 9. März, Hauptverſammlung mit Heimakabend im Stern⸗ 
bräuſaal, Beginn Schlag 20 uhr. 

Steiermark. Bei den Gedenkfeiern für die ſudetendeutſchen 
Märzgefallenen ſpricht Abg. Dr. Ernſt Schollich, Bürgermeiſter 
von Neutitſchein, am 15. März, in Mürzzuſchlag, am 16. in 
Judenburg, am 17. in Leoben, am 18. in Graz und am 
19. in Leibnitz. 

Die zehnte Hauptverſammlung des Sudetendentjchen Heimat— 
bundes, Kreis Deutſchöſterreich, und zugleich die Bu ndeshaupt- 
v 1 mmlung findet am 29. und 30. Juni in Salzburg 
ſtatt. 

Verwaltungsſtelle Berlin. 
Berlin W50, Nürnbergerſtraße 6674. 


Sudetendeutſcher Abend. Aus Anlaß des vor wenigen Wochen 
erfolgten Zuſammenſchluſſes aller ſudetendeutſchen Verbände hatten 
Vizeadmiral von Trotha als Generalbevollmächtigker der judeten- 
deutſchen Auslandbewegung und Pfarrer Dr. Luther (Charlotten⸗ 
burg) als Vorſitzender der Verwaltungsſtelle Berlin des Sudeten⸗ 
deutſchen Heimatbundes die Freunde der ſudetendeutſchen Sache in 
Groß⸗Berlin zu einem ſchlichten ſudetendeutſchen Abend gebeten, der 
unter zahlreicher Beteiligung führender Männer aus dem amt- 
lichen, politiſchen und grenzdeutſchen Leben der Reichs hauptſtadt jtatt- 
fand. Anweſend waren ferner der zweite Vorſitzende der Geſamt⸗ 
bewegung Abgeordneter Dr. Czermak (Wien) und der Vor⸗ 
gende des Sudetendeutſchen Arbeitsamtes Dr. Knoll. Vize⸗ 
admiral von Trotha ſprach nach warmen Begrüßungsworten 
über die Bedeutung der ſudetendeutſchen Frage im geſamten oſt⸗ 
deutſchen Problem, Geſchäftsführer Graas über Organiſations⸗ 
und Propagandaarbeit des Bundes, Dr. Alois Baeran, der frühere 
Abgeordnete der Stadt Brünn, rief zur Maſſenbeteiligung an der 
für den 4. März beabſichtigten ſudetendeutſchen Totenfeier auf. 
„Verſammlungstätigkeit. In den letzten Wochen ſprach der Ge⸗ 
ſchäftsführer in gutbeſuchten Verſammlungen unſerer Bewegung in 
Hannover, Braunſchweig, Altenburg, Halle, Bitterfeld, Düſſeldorf, 
Eſſen, Recklinghauſen, Bielefeld, Brackwede, Osnabrück, Mäuſter, 
Hamborn, Oberhauſen und München⸗Gladbach; außerdem bei einigen 
Berliner Ortsgruppen und Verbänden und beim Luiſenbund in 
Hannover über die ſudetendeutſche Frage. Eine Reihe weiterer 
Verſammlungen, beſonders in Mitteldeutſchland, iſt in Vorbereitung. 

Rechtsſchutzſtelle. Es wird ausdrüdicd darauf aufmerkſam ge⸗ 
macht, daß Rechtsſchutzangelegenheiten nur dann von der Sudeten⸗ 
deutſchen Rechtsſchutzſtelle, Berlin W 30, Motzſtraße. 22/ III, behandelt 
werden, wenn ſie über eine Ortsgruppe eingereicht werden. Es iſt 
alſo zwecklos, wenn einzelne Landsleute unmittelbar, unter Um- 
gehung einer Ortsgruppe, ſich an die Rechtsſchutzſtelle wenden. 

Erklärung. Auf Grund eingeholter Informationen ſtellen wir feſt, 
daß Herr Kolda, Halle an der Saale, endgültig aus der geſamten 
ſudetendeutſchen Auslandbewegung ausgeſchieden iſt und daß er am 
16. Februar in der Gerichtsverhandlung verurteilt wurde, das ge⸗ 
ſamte der Ortsgruppe vorenthaltene Inventar befriſtet zurückzu⸗ 
erjtatien und die geſamten Gerichtskoſten zu tragen. 

Braunſchweig. Am 25. Jänner fand hier eine gutbeſuchte ſudeten⸗ 
deutſche Verſammlung ſtatt, bei der nach einem Vortrag des Ge⸗ 
ſchäftsführers eine Ortsgruppe des Sudetendeutſchen Heimat 
bundes gegründet wurde. 25 Landsleute meldeten ſofort 
ihren Beitritt an. Der Abend wurde ſtimmungsvoll durch eine 
ſchlichte, ernſte, ſpontane Kundgebung am Leſſing⸗Denkmal ab 
geſchloſſen. Zum Vorſitzenden wurde Landsmann Joſef Hoyer, Braun⸗ 
ſchweig, Kaiſerſtraße 35, gewählt. O.⸗G. Hannover. Unſere 
Hauptverſammlung fand unter Beiſein des Geſchäftsführers unſerer 
Berliner Geſchäftsſtelle am 23. Jänner ſtatt. Die Berichte der Amts⸗ 
walter wurden mit Dank und Beifall zur. Kenntnis genommen und 
der bisherige Vorſtand einſtimmig wiedergewählt. Anſchließend ſprach 
der Geſchäftsführer über die jüngſt geſchaffene große ſudetendeutſche 
Auslandfront. — O.⸗G. Halle. Unter Mitwirkung des gemiſchten 
Chores des Geſangvereines „Eintracht“, Halfe-Dit, fand am 11. Fe⸗ 
bruar ein ſehr gelungener ſudetendeutſcher Abend ſtatt, bei dem 
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der Herr Geſchäftsführer unſerer Verwaltungsſtelle einen Vortrag 
hielt. Eine große Anzahl neuer Mitglieder konnten aufgenommen 
werden. Mit Rücklicht auf die Bereinigung der Angelegenheit mit 
unſerem früheren Mitglied Herrn Kolda wird nunmehr die Orts⸗ 
gruppe darangehen, mit allen Kräften die unſerer Sache noch abſeits 
ſtehenden Landsleute zu erfaſſen, darüber hinaus aber auch in den 
benachbarten Orten neue Gruppen ins Leben zu rufen. — OG. 
Bitterfeld. Am 14. Februar hielt Geſchäftsführer Graas einen 
Vortrag. — O.⸗G. Altenburg i. Th. Am 12. Februar ſprach Ge⸗ 
ſchäftsführer Graas in einer Mitgliederverſammlung. 


Kreis Berlin-Brandenburg. Geſchäftsſtelle: Berlin W 50, Nürn- 
bergerſtraße 66, 4. 

Der ordentliche Landesverbandstag, der die formelle Umwand⸗ 
lung des bisherigen Landesverbandes Berlin-Brandenburg in 
den Kreis Berlin⸗Brandenburg des Sudetendeutſchen Heimatbundes 
vollziehen wird, findet am Sonnabend, den 2. März, um 8 Uhr 
abends, im „Spatenbräu“, Berlin, Friedrichsſtraße, ſtatt. 

Sudetendeutſche Totenfeier. Anläßlich des zehnjährigen Gedenk⸗ 
tages der Erſchießung von 54 ſudetendeutſchen Volksgenoſſen, 
Männern, Frauen, Kindern, Greiſen, durch die tſchechiſche Soldates ka 
werden am 4. März 1929 allüberall in Deutſchland und Deutſch⸗ 
öſterreich und nicht zuletzt in den unterdrückten ſudetendeutſchen 
Gebieten ſchlichte Totenfeiern ſtattfinden. Die Ber liner 
Sudetendeutſchen begehen dieſen traurigen 
Gedenktag am Montag, den 4 März, um 8 Uhr 
abends, im Bach ſa al, Lützowſtraße. Ihre freund⸗ 
liche Mitwirkung haben zugeſagt: der Charlotten⸗ 
burger Lehrergeſangverein und Kammerſänger 
Watzke. Die Gedenkrede wird der frühere Ab 
geordnete von Brünn, Dr. Alois Baeran, halten. 
Es iſt Ehrenpflicht aller Berliner Ortsgruppen, 
mit allen Kräften für eine Maſſenbeteiligung an 
der diesjährigen Sudetendeutſchen Totenfeier zu 
werben. Alle Mitglieder ſamt ihren erwachſenen 
Familien angehörigen müſſen pünktlich zur Stelle 
ſein. Jede Ortsgruppe wird nochmals gebeten, um 7 Uhr 
abends je fünf Ordner ſtellig zu machen. 

Eghalanda Gmoi z' Berlin. Es ergeht an aile Landsleute die 
herzliche Einladung zu unſerem am Sonnabend, den 9. März 1929, 
um 8 Uhr abends, im Apolloſaal „Deutſcher Hof“, Luckauer⸗ 
ſtraße 15, ſtattfindenden Original Egerländer Bauernball. Einlaß 
7 Uhr; Eintritt einſchließlich Steuer 1.50 Mk. Vorverkaufskarten 
in der Geſchäftsſtelle. O.⸗G. Schöneberg⸗Charlottenburg. 
Anſchrift: W. Führich, Berlin⸗Schöneberg, Freiſingerſtraße 5, 
Poſtſcheck Berlin 12.427. Am Donnerstag, 10. Jänner, hielt unſer 
Geſchäftsführer in der Monatsverſammlung einen Vortrag über 
den Amerikaflug der „Bremen“, am 14. Februar einen Vortrag 
über ſeine Erlebniſſe in der tſchechiſchen Armee. Am Montag, den 
18. März, findet unſere ordentliche Hauptverſammlung um 8 Uhr 
abends ſtatt, zu der alle Mitglieder auch auf dieſem Wege 
herzlichſt und dringendſt eingeladen werden. — Schleiiſch⸗Mähriſche 
Gemeinde. Alle Landsleute werden hiemit zu dem um Sonntag, 
den 14. März, um 5 Uhr nachmittags, in der „Zuuberflöte“, 


Kommandantenſtraße, ſtattfindenden gemütlichen „Lumpenball“ herz⸗ 
lichſt eingeladen. Eintritt 1.50 Mk. 


Sudetendeutſches Kreditinſtitut. Die in der Februarfolge an⸗ 
gekündigte Ueberſiedlung in unſere neuen Geſchäftsräume, Wien, 
1. Bez., Tuchlauben Nr. 17, iſt am 11. Februar erfolgt, wovon wir, 
ſoweit uns Anſchriften zur Verfügung ſtanden, alle Kunden und 
Freunde unſeres Inſtituts verſtändigt haben. Da wir aber viele 
Landsleute doch nicht erreichen konnten oder unſere Mitteilung in 
Verſtoß geraten ſein kann, bitten wir die Herren Obmänner und 
Sammelſtellenleiter der einzelnen Heimatgruppen, bei den nächſten 
Heimatabenden oder bei ſonſt ſich bietenden Gelegenheiten auf die 
Aenderung unſerer Anſchrift hinzuweiſen, um den geehrten Herren 
Mitgliedern eventuell vergebliche Wege zu erſparen. Die Ueberſied⸗ 
lung in das Zentrum der Stadt in leicht erreichbare Räume haben 
wir mit Rückſicht auf die Bequemlichkeit unſerer Kommittenten be⸗ 
trieben. Der Verwaltungsrat hofft damit, einen oft geäußerten 
Wunſch zu aller Zufriedenheit erfüllt zu haben und erwartet nun 
auch, daß ſeine Bemühungen und die im Intereſſe der Landsleute 
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gebrachten Opfer von dieſen durch häufige Veſchäftigung des In— 
ſtituts anerkannt werden. N ee er 


* * 


Deutſcher Männergeſangverein in Wien. Die Proben des Geſamt⸗ 
chores finden von nun an jeden Donnerstag von 19 bis 21 Uhr 
im Gebäude der Techniſchen Hochſchule, Wien, 4. Bez., 
Karlsplatz 13, 3. Stock, Saal 18, ſtatt. Der „Kleine Chor“ übt 
nach wie vor an jedem Dienstag abends im Zeichenſaal der Knaben⸗ 
ſchule, 6. Bez., Hirſchengaſſe 18. 

Das Frühjahrskonzert findet am Sonntag abends, 13. April, 
um 20 Uhr, unter Leitung der Chormeiſter Profeſſor Rudolf Hauke 
und Richard Plötzeneder im großen Muſikvereinsſaal ſtatt. 

Die Heimatgruppen werden erſucht, dem Deutſchen Männer⸗ 
geſangverein ihre Unterſtützung und Förderung angedeihen zu laſſen. 
* * 

* 

Sudetendeutſcher Jugendbund. 

Zuſchriften: Norbert Streit, Wien, 15. Ber e 4/20. Fernruf B-39⸗808 
Bergfahrten und Wanderungen. Die Bergfahrten ſind für gute 
Geher. Es empfiehlt ſich, Mundvorrat mitzunehmen. 915 alle 
Jugendlichen unter 20 Jahren kann eine 50prozentige Fahrpreis⸗ 
ermäßigung auf den öſterreichiſchen Bundesbahnen erwirkt werden, 
jedoch nur dann, wenn ſich die betreffenden jugendlichen Teilnehmer 
(mindeſtens fünf) ſpäteſtens zwei Tage vor der Abfahrt ſchriftlich 
beim verantwortlichen Führer melden. Auch die anderen Teilnehmer 
werden gebeten, gleichfalls ihre Teilnahme dem Führer anzuzeigen. 
Für die Erteilung von Auskünften iſt unbedingt Porto beizulegen. 
Deutſche Gäſte bei allen Wanderungen herzlich willkommen. 16. und 
17. Februar: Wopfing. Treffpunkt 16 Uhr, Halle Südbahnhof. 
Führer A. Lindner, 18. Bez., Dempſchergaſſe 18 (Anmeldung not⸗ 
wendig). — 24. Februar: Anninger. Treffpunkt 10 Uhr, Mauer. 
Führer E. Vogel, 13. Bez., Hütteldorferſtraße 128. — 2. und 
3. März: Wopfing. Treffpunkt 16 Uhr, Halle Südbahnhof. Führer 
Artur Hirſchberg, 17. Bez., Roſenſteingaſſe 21 (Anmeldung note 
wendig). — 10. März: Helenental-Mayerling. Treffpunkt 9 uhr, 
Halle Südbahnhof. Führer A. Lindner. — 16. und 17. März: 
Wopfing. Treffpunkt 16 Uhr, Halle Südbahnhof. Führer Franzi 
Ruß, 18. Bez., Köhlergaſſe 5 (Anmeldung notwendig). — 24. März: 
Laxenburg. Treffpunkt 9.15 Uhr, Halle Südbahnhof. Führer 


A. Lindner. — 30. und 31. März, 1. April: Oſterpartie: 


1 Treffpunkt 16 uhr, Halle Südbahnhof. Führer E. Vogel, 


Bez., Hütteldorferſtraße 128 (Anmeldung notwendig). 


Sudetendeutſches Jugendheim. Zuſammenkünfte jeden Freitag von 
6 bis ½10 Uhr im Deutſchen Jugendfürſorgeheim, Wien, 4. Bez. 
Große Neugaſſe 35. Heimat⸗ und Vortragsabend einmal im Monat. 
Jugendliche herzlichſt willkommen. 

* 
* 


„Tief im Böhmerwald.“ In der Wiener Urania wird gegen⸗ 
wärtig unter obigem Titel dieſer heimatliche Vortrag von der be⸗ 
kannten Böhmerwaldſchriftſtellerin Elfriede Fürſtenfeld vor⸗ 
geführt. Herrliche Bilder und Filme vergegenwärtigen die Schön⸗ 
heit dieſes deutſchen Erdenfleckens, den Stifter ſo herzergreifend be⸗ 
ſungen hat. Geſang und echte deutſch⸗böhmiſche Volkstänze ſchmücken 
den Vortrag und zwei dramatiſche Szenen vervollſtändigen das 
heimatliche Bild. Kein Sudetendeutſcher verſäume es, eine 
der folgenden Vorſtellungen (die Erſtaufführung war ausverkauft) 
zu beſuchen. Die Darbietung der Wiener Urania wird jedem ein 
künſtleriſches und ſeeliſches Erlebnis bedeuten. Die nächſten Vor ⸗ 
ſtellungen finden am Sonntag, den 3. März, ½8 Uhr, Sams⸗ 
tag, den 9. März, 458 Uhr, und Sonntag, den 17. März, um 
5 Uhr, in der Wiener Urania ſtatt. 5 

* * 


* 

Die diesjährige Kundgebung für Südtirol in Wien findet am 
Sonntag, 14. April, ſtatt. Vorausſichtliche Feſtordnung: Auf⸗ 
ſtellung der teilnehmenden Vereine (mit Fahnen, Muſik) auf dem 
Heldenplatz. Geſchloſſener Abmarſch über die Ringſtraße zur Karls⸗ 
kirche, Jeldmeſſe. Abends Feſtvorſtellung. Die Mitglieder des 
Sudetendeutſchen Heimatbundes werden ſchon heute auf dieſe Kund⸗ 
gebung aufmerkſamz gemacht. 


Schluß der Schriftleitung 
für die April⸗ Folge der Zeilſchriſt am 20. März. 
Spätere Eiuſendungen hönnen in keinem Fall 

berüchfichtigt werden! 
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